
„EU kann nicht die 
ganze Welt retten!“
Innenminister will „Magnetwirkung“ Europas zu illegaler Einwanderung abstellen 

Rote „Diskussionsinhalte“:
Pflasterstein und Grablicht
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PARLAMENT

Die FPÖ setzt die Nachbesse-
rung des Heimopferrentengeset-
zes durch. Die Erweiterung des 
Opferkreises ist ein weiterer Schritt 
im Aufarbeitungsprozess zu Miss-
brauch von Menschen in Kran-
ken-, Psychiatrie- und Heilanstal-
ten Österreichs.                         S. 6

Moralisch verpflichtet
EU-Kommiss ionspräs ident 

Jean-Claude Juncker spottete 
über die Absicht der Bundesregie-
rung, die Wende in der Asylpolitik 
auf den Weg bringen zu wollen. 
Der Frontex-Chef mahnt hingegen 
zur Eile, weil der Migrantenstrom 
wieder anschwillt.                    S. 8/9

AUSSENPOLITIK

Junckers Spott
Bei der Besichtigung des Kran-

kenhauses Nord durch die Un-
tersuchungskommission sah 
FPÖ-Gesundheitssprecher Wolf-
gang Seidl alle Befürchtungen be-
stätigt: Die Dauerbaustelle wird 
den Wienern noch lange Zeit als 
solche erhalten bleiben.           S. 11

WIEN

Außen hui, innen pfui
In den sozialen Medien wäre die 

Aussage „Matteo Salvini: Ein Ras-
sist außer Rand und Band“ wohl 
schnell der „Hasspredigt-Zensur“ 
zum Opfer gefallen. Aber die Ta-
geszeitung „Kurier“ hält das aus 
gutmenschlicher Moralüberlegen-
heit für gerechtfertigt.             S. 14

MEDIEN

Die Moral des „Kurier“

S. 2/3

Klassenkampf-Phantasien von SPÖ und ÖGB kippen in Gewaltandrohungen – S. 4/5

Fo
to

: F
PÖ

 S
al

zb
ur

g

Die Genossen und ihr
„Stein der Weisen“?
In die „Steinzeit des politischen Diskurses“ fühlt sich Salzburgs 
FPÖ-Landesobfrau Marlene Svazek durch die „Pflasterstein 
und Grablicht“-Argumentation Salzburger Gewerkschafter 
versetzt: Für sie das Ergebnis einer orientierungslos agie-
renden roten Parlamentsfraktion.                                      S. 13Nr. 28 . Donnerstag, 12. Juli 2018
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„Außer Rand und Band“ ist 
wohl die treffendste Bezeichnung 
für den Zustand der SPÖ und 
ihres vorgelagerten Argumenta-
tions-Notstandsgebietes ÖGB.

Was in den letzten Wochen an 
Falschmeldungen über die Ar-
beitszeitflexibilisierung hinauspo-
saunt wurde, gibt Auskunft darü-
ber, wie weit sich der Verein von 
der wirklichen Welt der arbeiten-
den Menschen entfernt hat.

Die „Pflasterstein-Grablicht“- 
Aktion war dann der letzte, unap-
petitliche Ausfluss der Wiederbe-
lebung des Klassenkampfes durch 
die Slim-Fit-Proletariergruppe um 
Christian Kern.

Es ist nur zu befürchten, dass 
Flachdenker des schwarz geklei-
deten „antifaschistischen Wider-
standes“ diesen Anstoß bei nächs-
ter Demonstrationsgelegenheit 
dankend aufnehmen werden. Zu-
mal sich SPÖ und vor allem der 
ÖGB von der Aktion nicht einmal 
anständig distanziert haben. 

Stattdessen treibt die SPÖ be-
reits die nächste (Märchen-)Sau 
durchs mediale Dorf. Die Regie-
rung wolle die fünfte Urlaubs-
woche und sogar den Kündi-
gungsschutz für Mütter streichen, 
posaunte der SPÖ-Bundesge-
schäftsführer in einem faktenbe-
freiten Pamphlet hinaus.

Weil das „profil“ in einem Pa-
pier von Industriellenvereinigung 
und Wirtschaftskammer, das 
übererfüllte EU-Vorgaben auflis-
tete, diese zwei Worte entdeckt 
hat, verschwörungstheoretisierte 
Genosse Max Lercher gleich den 
„nächsten Anschlag“ auf die Ar-
beitnehmer herbei.

Zum Glück ist jetzt Urlaubs-
zeit. Liebe Genossen, nehmt bitte 
alle fünf Wochen auf einmal. Ihr 
braucht's die wirklich dringend.

Der Innenminister will sich bei 
dem informellen Treffen für eine 
effektivere Rückführungspolitik 
in der Europäischen Union ein-
setzen, etwa durch die Einführung 
sogenannter Rückführungszent-
ren. Ein entsprechender Vorschlag 
wurde bereits am Montag in Brüs-
sel im Strategischen Ausschuss für 
Einwanderung, Grenzen und Asyl 
(SCIFA) erörtert.

„Es geht hier um die Durchset-
zung rechtsstaatlicher Entschei-
dungen. Es muss einen Unterschied 
geben zwischen einem positiven 
Asylbescheid und einem negativen 
Asylbescheid, zwischen Personen, 
die einen Aufenthaltsstatus haben 
und jenen, die sich illegal in Öster-
reich aufhalten“, betonte Kickl.

Augenmerk auf Rückführungen
Eine Verstärkung der Rück-

führung von illegal aufhältigen 
Migranten haben schon die EU-
Staats- und Regierungschefs beim 
jüngsten EU-Gipfel in Brüssel in 
ihrer Schlusserklärung betont. Ös-
terreich habe nun auf Basis beste-
hender EU-Richtlinien die Ein-
richtung von Rückkehrzentren in 
Drittstaaten außerhalb der EU vor-
geschlagen.

Es gehe dabei auch darum, 
die Magnetwirkung Europas für 

Migration zu reduzieren. „Aus die-
sem Grund heraus ist es eigentlich 
logisch, dass man dann sagt, Asyl-
anträge sollen nur noch von außer-
halb der Europäischen Union ge-
stellt werden können. Ich halte das 
für einen vernünftigen Ansatz, den 
wir weiterverfolgen werden“, er-
klärte Kickl.

Alles andere wäre eine Anreiz 
für Schlepper und Illegale, weiter 
auf den Boden der Europäischen 
Union zu gelangen, weil nach 
Stellen des Asylantrags die Wahr-
scheinlichkeit der Abschiebung nur 
noch sehr, sehr gering sei.

Zentren außerhalb der EU
Daher will der FPÖ-Innenmi-

nister auch die beim jüngsten 
EU-Gipfel vorgebrachten regiona-
len Ausschiffungsplattformen be-
ziehungsweise Anlandezentren in 
Drittstaaten außerhalb der EU. „Ich 
glaube gar nicht, dass das keine 
Chance hat“, zeigte sich Kickl vor-
sichtig optimistisch. Die EU könne 
hier an vielen Schrauben drehen, 
um etwa nordafrikanische Staaten 
durch Anreize mit der Wirtschafts-
politik dafür zu gewinnen.

Unterstützung erhielt er dazu 
von Italiens Innenminister Matteo 
Salvini, der die Stärkung des Au-
ßengrenzschutzes und eine Neure-

Kickl will effektivere Rückführungsmaßnahmen
Beim Treffen der EU-Innenminister am kommenden Donnerstag in 

Innsbruck stehen Maßnahmen gegen die illegale Einwanderung 
auf der Tagesordnung. Das betrifft, so FPÖ-Innenminister Herbert 
Kickl, den Außengrenzschutz, die Einrichtung von Rückkehrzentren 
in Drittstaaten und verstärkte Polizeikooperationen gegen Schlepper. 

Österreich schlägt auf Basis bestehender EU-Richtlinien die Einrichtung von Rückkehrzentren in Drittstaaten vor

Mario Kunasek und Herbert Kickl wollen eine verstärkte europäische Kooperation: „Es ist unsere Aufgabe als 
Politiker, die Verantwortung zu übernehmen und für einen effizienten EU-Außengrenzschutz zu sorgen.“
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gelung der Flüchtlingsrettung im 
Mittelmeer vorantreiben will. Er 
hatte bereits angekündigt, künftig 
nicht nur privaten „Seenotrettern“, 
sondern auch Booten internatio-
naler Missionen mit „geretteten 
Flüchtlingen“ das Anlegen in ita-
lienischen Häfen zu verbieten. „In 
Innsbruck wollen wir EU-Außen-
grenzen verteidigen. Wir hoffen, 
dass Europa endlich aufwacht“, 
mahnte Salvini.

Kickl forderte bei der Vorstellung 
des österreichischen Grenzschutz-
modells, der Kooperation von Poli-
zei und Militär, einen realistische-

AUS DER
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Andreas Ruttinger
andreas.ruttinger@fpoe.at
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Mit der Novelle des Sicherheitspolizeige-
setzes kann die Exekutive unbeteiligte Dritte 
von einem Unfallort wegweisen, wenn diese 
die Hilfeleistungen behindern oder von Un-
fallopfern Fotos machen. Wenn Schaulustige 
einen Rettungseinsatz behindern, kann das 
500 Euro oder bis zu zwei Wochen Gefängnis 
kosten. „Mit dem Gesetz verbessern wir die 
Rahmenbedingungen für die Rettungskräf-
te, da bei Unfällen oft jede Sekunde zählt“, 
betonte der FPÖ-Nationalratsabgeordnete 
Christian Ries (Bild).

Vertreter aller fünf Parlamentsparteien 
haben vergangene Woche einstimmig ei-
nen Fahrplan für den „Eurofighter-Untersu-
chungsausschuss“ vereinbart und sich auf 
erste Auskunftspersonen geeinigt. Der Unter-
suchungsausschuss knüpft damit dort an, wo 
er 2017 – wegen der Neuwahl – aufgehört hat: 
bei den unzulässigen Zahlungsflüssen. Erster 
Sitzungstag ist der 6. September. „Damit stel-
len wir sicher, dass die Aufklärung rund um 
den Eurofighter-Kauf weitergeht“, erklärte 
FPÖ-Fraktionsführer Reinhard Bösch (Bild).

Innenpolitik
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Zu Besuch bei Freunden: Deutschlands 
Innenminister Horst Seehofer traf HC Strache und Sebastian Kurz.
BILD DER WOCHE

„Eurofighter“-U-Ausschuss

KURZ UND BÜNDIG
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FPÖ-Generalsekretär Harald Vi-
limsky, der SPÖ und ÖGB auffor-
derte mit ihrer Hass- und Gewalt-
kampagne Schluss zu machen. Er 
appellierte an die Genossen, zur 
Vernunft und zum demokratischen 
Diskurs zurückzukehren.

SPÖ-Bundesgeschäftsführer Max 
Lercher, der die Kritik an der 
„Pflasterstein-Grablicht“-Aktion 
zweier Gewerkschafter als „tatsa-
chenbefreite Stimmungsmache“ ab-
tat, und gleich die nächste Lüge vom 
„Urlaubsklau“ in die Welt setzte.

AUFSTEIGER ABSTEIGER
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Strafe für „Unfall-Voyeure“

Armselige Selbstinszenierung
„Die Skandalisierungsversuche der Opposi-

tion im Zusammenhang mit dem Bundesamt 
für Verfassungsschutz und Terrorismusbe-
kämpfung sind nicht mehr tragbar“, erklärte 
der FPÖ-Fraktionsvorsitzende des BVT-Un-
tersuchungsausschusses, Hans-Jörg Jenewein 
(Bild), zu den Vorwürfen der Opposition be-
züglich der neuen Sicherheitsmaßnahmen im 
BVT. Mit „Horrorszenarien“ versuche man, 
Angst bei BVT-Beamten und der Bevölke-
rung zu schüren, allein um mediale Aufmerk-
samkeit zu erregen. „Diese Selbstdarstellung 
ist ein Armutszeugnis für jeden vom Volk ge-
wählten Mandatar“, bedauerte Jenewein.Fo
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Kickl will effektivere Rückführungsmaßnahmen
Österreich schlägt auf Basis bestehender EU-Richtlinien die Einrichtung von Rückkehrzentren in Drittstaaten vor

Mario Kunasek und Herbert Kickl wollen eine verstärkte europäische Kooperation: „Es ist unsere Aufgabe als 
Politiker, die Verantwortung zu übernehmen und für einen effizienten EU-Außengrenzschutz zu sorgen.“

ren Ansatz in der Asylpolitik ein: 
„Es ist doch völlig unrealistisch, 
dass Europa für alle Flüchtlinge 
auf diesem Planeten zuständig sein 
soll, die tausende Kilometer von 
Europa entfernt sind.“

Österreichisches Modell
Daher haben an der Landesver-

teidigungsakademie internationa-
le Experten die Möglichkeiten der 
zivil-militärischen Zusammenar-
beit zur Bewältigung der Heraus-
forderungen bei illegaler Migration 
erörtert. „Österreich kann auf eine 
langjährige Kooperation zwischen 

dem Bundesheer und zivilen Or-
ganisationen im In- und Ausland 
verweisen und möchte diese Er-
folgsgeschichte auf europäische 
Ebene heben“, erklärte dazu Ver-
teidigungsminister Mario Kunasek.

Die Bilder von 2015 an Öster-
reichs Grenzen dürften sich nir-
gendwo in Europa mehr wieder-
holen. „Es ist unsere Aufgabe als 
Politiker, die Verantwortung zu 
übernehmen und für einen effizien-
ten EU-Außengrenzschutz zu sor-
gen“, betonten die beiden FPÖ-Po-
litiker – ganz im Sinne des Mottos 
„Ein Europa, das schützt“.

Nr. 28 g Donnerstag, 12. Juli 2018
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Der Beschluss der Arbeitszeit-
flexibilisierung ließ am vergan-
gen Donnerstag im Nationalrat die 
Emotionen hochgehen – insbeson-
dere bei der SPÖ. Während die Ge-
nossen im Parlament mit „Verbots-
taferln“ gegen die Ausweitung der 
Höchstarbeitszeit auf zwölf Stun-
den pro Tag und 60 Stunden pro 
Woche anwachelten, griffen Ge-
werkschaftsvertreter in Salzburg 
zu handfesteren Argumenten: Sie 
platzierten Pflastersteine und Grab-
lichter nicht nur vor Einrichtungen 
von ÖVP und FPÖ, sondern auch 
vor den Wohnungen von Abgeord-
neten der beiden Parteien.

Selbstinszenierte Unschuld
Die im Plenum vorgetragene 

Empörung und Proteste der Koa-
litionsparteien, die SPÖ und ÖGB 
hinter den skandalösen Morddro-
hungen vermuteten, wiesen SPÖ- 
und ÖGB-Vertreter „entrüstet“ zu-
rück. SPÖ-Bundesgeschäftsführer 
Max Lercher sprach gar von einer 

„tatsachenbefreiten Stimmungsma-
che“ der Koalition.

Allerdings wurde diese Ent-
rüstung schnell als faule Ausre-
de enttarnt, als auf einem Über-
wachungsvideo zwei Mitarbeiter 
der Gewerkschaft „PRO-GE“ und 
„vida“ als Urheber der „Pflaster-
stein-Aktion“ zu erkennen waren 
und ein Chatverlauf belegte, dass 
die SPÖ-Gewerkschaftsjugend da-
hinterstecke.

Der Salzburger ÖGB-Landes-
vorsitzende Peter Eder bestritt auf 
Anfrage, dass es sich um eine „Ak-
tion des ÖGB Salzburg“ gehan-
delt habe. Und außerdem könne 
er in der Aktion „keine Drohungs-
absicht“ erkennen. Für ÖGB-Chef 
Wolfgang Katzian war es lediglich 
eine „Freizeitaktivität“ von Funkti-
onären. Zumindest kündigte er an, 
werde mit diesen reden und „klar-
stellen: so geht das nicht!“

Mit Sachargumenten tat sich die 
SPÖ hingegen schwer. Deren Vor-
wurf des „Durchpeitschens“ ent-

Mit Taferln, Pflastersteinen und Grablichtern
SPÖ und ÖGB setzten bei ihrer Kampagne gegen die Arbeitszeit-

flexibilisierung weniger auf Argumente als vielmehr auf Effektha-
scherei bis hin zu plumpen Gewaltandrohungen. FPÖ-Klubobmann 
Walter Rosenkranz zeigte sich davon wenig beeindruckt: „Am 1. Sep-
tember treten wir den Wahrheitsbeweis an, dass die Behauptungen 
von SPÖ und ÖGB falsch und erlogen sind!“

In der Diskussion um die Arbeitszeitflexibilisierung griffen inferiore Genossen sogar zu plumpen Morddrohungen
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der 

Woche

Hier die Fakten zum Thema Arbeitszeitflexibilisierung:

Es bleibt bei acht Stunden pro Tag und 40 Stunden in der Woche ge-
setzlicher Normalarbeitszeit.

Es können jedoch in Zukunft bis zu zwölf Stunden pro Tag gearbeitet 
werden. Freiwillig und mit vollen Zuschlägen oder mit Gleitzeit und 
einer Vier-Tage-Arbeitswoche und mehr Tagesfreizeitblöcken.

Ausnahmemöglichkeit von der Wochenend- und Feiertagsruhe maxi-
mal vier Mal im Jahr.

Es bleiben die Überstundenzuschläge.

Arbeitnehmer erhalten erstmals einen gesetzlichen Schutz und eine 
Rechtssicherheit, weitere Überstunden (11. und 12. Stunde) ohne An-
gabe von Gründen ablehnen zu können. Auch ein Kündigungsschutz 
ist gegeben. Weder der Unternehmer noch der Betriebsrat kann und 
soll über den Kopf des Arbeitnehmers entscheiden. 

Alle Kollektivverträge und Betriebsratsvereinbarungen bleiben be-
stehen. 

Es erfolgt kein Eingriff in bestehende Betriebsvereinbarungen, und es 
werden hinkünftig keine Betriebsvereinbarungen verhindert.

Zur Einhaltung der Durchrechnung der Maximalarbeitszeit werden 
geltende EU-Richtlinien herangezogen.

Was ändert sich ab
1. September wirklich:

Die SPÖ verschanzte sich in der Debatte zur Arbeitszeitflexibilisierung hinter einem Verbotstaferl-Wald, um ihre Schauermärchen gegen das neue Gesetz aufrecht zu erhalten.

Die gesetzliche Festschreibung der Freiwilligkeit:
Art. 1 Z 8 l § 7 Abs. 6
„(6) Es steht den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern frei, Überstun-

den nach § 7 und § 8 Abs. 1 und 2 ohne Angabe von Gründen abzuleh-
nen, wenn durch diese Überstunden die Tagesarbeitszeit von zehn Stunden 
oder die Wochenarbeitszeit von 50 Stunden überschritten wird. Sie dürfen 
deswegen nicht benachteiligt werden, insbesondere hinsichtlich des Ent-
gelts, der Aufstiegsmöglichkeiten und der Versetzung. Werden Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer deswegen gekündigt, können sie die Kündi-
gung innerhalb einer Frist von zwei Wochen bei Gericht anfechten. § 105 
Abs. 5 des Arbeitsverfassungsgesetzes (ArbVG), BGBl. Nr. 22/1974 gilt 
sinngemäß.“

Die Diskussion der vergangenen Tage hat für viel Verunsicherung und 
Falschinformationen gesorgt. 

Um Klarheit und Sicherheit zu schaffen, wird die Arbeitszeitflexibilisie-
rung mit 1. September 2018 in Kraft treten.

Die Wirklichkeit wird dann die Wahrheit zeigen, nämlich dass sich für 
die Masse der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer nichts ändert.

Wenn Arbeitnehmer wollen, können Sie mehr arbeiten und bei vollen 
Zuschlägen mehr Geld verdienen oder mehr Freizeitblöcke in Anspruch 
nehmen. 

Wir wollen, dass unter dem neuen gesetzlichen Umfeld ungestört die 
Kollektivverhandlungen im Herbst beginnen können und die Gespräche 
der Sozialpartner auf Basis des neuen geltenden Arbeitszeitgesetzes und 
damit voller Rechtssicherheit geführt werden können.

Nachdem keine gesetzlichen Verpflichtungen zur Mehrarbeit im Gesetz 
festgeschrieben sind, bleibt der bisherige gesetzliche Acht-Stunden-Tag 
auch in Zukunft garantiert.

Eine Umstellung im Herbst und damit vor Beginn der Wintersaison er-
scheint gerade mit Rücksichtnahme auf den Tourismusbereich sinnvoller.
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Mit Taferln, Pflastersteinen und Grablichtern
In der Diskussion um die Arbeitszeitflexibilisierung griffen inferiore Genossen sogar zu plumpen Morddrohungen

larvte FPÖ-Klubobmann Walter 
Rosenkranz mit dem Hinweis, dass 
die SPÖ im Sozialausschuss eine 
längere Begutachtungsfrist und 
eine Sonderausschusssitzung abge-
lehnt habe: „Ihre Vorwürfe an die 
Bundesregierung sind falsch und 
erlogen!“

SPÖ für Fakten nicht zugänglich
Der Acht-Stunden-Tag, die 

40-Stunden-Woche, die Überstun-
denzuschläge, die Kollektivver-
träge und Betriebsvereinbarungen 
werden durch das Gesetz nicht ab-
geschafft, wie die SPÖ und ÖGB 
behaupten würden, um die Bevöl-

kerung zu verunsichern, erklärte 
Rosenkranz.

Mit Humor wies FPÖ-Sozialmi-
nisterin Beate Hartinger-Klein die 
Anschuldigungen der SPÖ gegen 
die Bundesregierung zurück, indem 
sie dazu Karl Marx zitierte. Dieser 
habe gesagt, „Freiheit ist ein Luxus, 
den sich nicht jedermann leisten 
kann. Mit der nun vorliegenden Ar-
beitszeit-Regelung ist diese Freiheit 
für jedermann und jederfrau mög-
lich“, hob die Sozialministerin die 
Möglichkeit zur Konsumation von 
größeren Freizeit-Blöcken hervor.

Ein Volksbegehren zu beantra-
gen, wie es SPÖ-Chef Christian 

In der Diskussion um die Ar-
beitszeitflexibilisierung hat sich 
der Argumentationsnotstand von 
Gewerkschaftsbund und SPÖ 
drastisch gezeigt. Man scheu-
te nicht einmal mehr vor offe-
nen Drohungen gegen ÖVP- und 
FPÖ-Mandatare mit Pflasterstei-
nen und Grablichtern vor deren 
Adressen zurück. Der bisher ab-
solute Tiefpunkt in der politischen 
Diskussion.

Die Arbeitswelt im 21. Jahrhun-
dert sieht anders aus als es die Ge-
werkschafter wahrhaben wollen. 
Selbst SPÖ-Chef Christian Kern 
hat in seinem „Plan A“ das gefor-
dert, was die beiden Regierungs-
parteien mit den Neos am vergan-
genen Donnerstag im Nationalrat 
beschlossen haben.

Wir wollten eine längere Be-
gutachtung im Sozialausschuss 
ermöglichen. Es war schlicht und 
einfach die SPÖ, die das abgelehnt 
hat, um den „Skandal“ von der Be-
gutachtungsverweigerung insze-
nieren zu können.

Es war zudem verwunderlich, 
dass sich ÖGB-Präsident Wolf-
gang Katzian erst nach meiner 
ausdrücklichen Aufforderung am 
Donnerstag der parlamentarischen 
Diskussion gestellt hat. Es ist eben 
einfacher, mit Gerüchten und Fal-
schmeldungen den Protest auf der 
Straße zu mobilisieren als sich den 
Regierungsparteien argumentativ 
im Nationalratsplenum zu stellen.

Aber das ist die politische Linie 
nicht nur des ÖGB, sondern der 
SPÖ insgesamt zu den Reformen 
der Bundesregierung: Fundamen-
talopposition jenseits der Fakten.

Ab dem 1. September, wenn das 
Gesetz in Kraft tritt, wird sich dann 
zeigen, dass die Panikmacherei der 
SPÖ zusammenfällt wie ein Kar-
tenhaus.

Wahrheitsbeweis

Kern ankündigte, stehe jedem of-
fen, bemerkte Rosenkranz, der sich 
von der plötzlichen Wandlung der 
SPÖ hin zu einer Befürworterin 
der direkten Demokratie aber nicht 
überzeugt zeigte.

Im Regierungsübereinkommen 
haben ÖVP und FPÖ einen Mo-
dus für mehr direkte Demokratie 
zu Ende der Gesetzgebungsperi-
ode vereinbart. In Richtung SPÖ 
und ÖGB fügte Rosenkranz hinzu, 
ob wirklich eine „Minderheit von 
Gewerkschaftsfunktionären“ vor-
geben sollte, was in Österreich zu 
geschehen habe.

Ende der Bevormundung
Denn es gehe in der Gesetzesvor-

lage nicht darum, den Arbeitneh-
merschutz zu verhindern, sondern 
die Arbeitszeit an die gewandel-
te Arbeitswelt anzupassen. „Es ist 
nicht das Hauptanliegen in der Ar-
beitswelt des 21. Jahrhunderts, dass 
Arbeitnehmer nahezu Entmündig-
te oder zu Besachwaltete sind, die 
nicht selbst wissen, was für sie als 
Individuum gut ist“, bemerkte der 
FPÖ-Klubobmann in Richtung 
ÖGB. Betriebsräte müssten sich 
vonm Berufsbild lösen, der Vor-
mund für einzelne Arbeitnehmer zu 
sein – auch wenn das schwer falle.
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Walter Rosenkranz
FPÖ-Klubobmann

Die SPÖ verschanzte sich in der Debatte zur Arbeitszeitflexibilisierung hinter einem Verbotstaferl-Wald, um ihre Schauermärchen gegen das neue Gesetz aufrecht zu erhalten.
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ÖGB-Chef Katzian: Keine Entschuldigung für die Drohungen.

POLITIK
ANALYSIERT
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Norbert Nemeth
Klubdirektor der FPÖ

HOHES
HAUS
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PARLAMENTSBILANZ BILDUNGSPOLITIK

Die erste Tagung in der neuen XXVI. Gesetzge-
bungsperiode ging am 9. Juli 2018 zu Ende. 37 Mal 
ist der neue Nationalrat seit seiner Konstituierung 
vergangenen November zusammengetreten, gedauert 
haben die 184 Debatten genau 187 Stunden und 22 
Minuten. 62 Gesetze hat er dabei beschlossen. 22,58 
Prozent davon einstimmig, was einen leichten Rück-
gang gegenüber der letzten Tagung der rot-schwarzen 
Regierung (rund 35 Prozent) bedeutet.

Erste Bilanz unter Türkis-Blau
Der Nationalrat beschloss in der 

Vorwoche Änderungen im Univer-
sitätsgesetz. Damit werden etwa 
„Fachordinationen“ geschaffen und 
Praktika der Zahnmedizin in das 
Studium integriert. Auch müssen 
die Universitäten künftig die Pen-
sionsbeiträge für beamtete Univer-
sitätsangestellte übernehmen.

Universitätsgesetz

In der letzten Plenarwoche 
beschloss der Nationalrat über-
fällige Verschärfungen im Frem-
denrecht und die nicht minder 
überfällige Arbeitszeitflexibili-
sierung. Vor allem Letztere führte 
zu heftigen Protesten von SPÖ, 
ÖGB und Arbeiterkammer.

Da und dort war die Rede von 
„Demokratiegefährdung“ und 
„Durchpeitschen“. Dabei wird sich 
für die Arbeitnehmer nichts zum 
Schlechten wenden. Der Zwölf-
Stunden-Tag, in vielen Branchen 
schon Realität, wird auf freiwillige 
Basis gestellt. Ohne Zustimmung 
des Arbeitnehmers geht nichts. 
Der einzige Unterschied: Betriebs-
räte – und somit der ÖGB – verlie-
ren ihr Entscheidungsmonopol.

Diesen Machtverlust scheint 
man nicht zu verkraften, also wur-
den Pflastersteine vor den Woh-
nungen einiger Abgeordneter von 
FPÖ und ÖVP deponiert – eine 
Gewaltandrohung. So berichtete 
ORF-online zuletzt im März über 
vermummte Demonstranten, die 
ein Polizeiauto mit Pflastersteinen 
bewarfen. Die Täter werden übri-
gens im linken Milieu vermutet.

Vor diesem Hintergrund drängt 
sich die Frage auf: Wo sind die 
Entschuldigungen von SPÖ und 
ÖGB? Und warum wird medial 
nicht mit der gleichen Lautstär-
ke nach einem Rücktritt an der 
ÖGB-Spitze gerufen, wie tagtäg-
lich Fehlinformationen über die 
„60-Stunden-Woche“ geplärrt 
werden? 

Die Arbeitszeitflexibilisierung 
wurde auch von den Neos mitbe-
schlossen. Somit stimmten drei 
Klubs, die gemeinsam über die 
Verfassungsmehrheit verfügen, 
zu. Vom Ende der Demokratie 
kann da wahrlich keine Rede sein.

Wehret den Anfängen!
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Heimopferrentengesetz 
endlich nachgebessert!
FPÖ: Es ist Verpflichtung des Staates, alle Opfer zu entschädigen

FPÖ-Sozialsprecherin Dagmar 
Belakowitsch begrüßte die am 
Donnerstag vergangener Woche 
im Nationalrat beschlossenen Än-
derungen des Heimopferrenten-
gesetzes: „Die Erweiterung des 
Opferkreises auf Personen, die in 
Kranken-, Psychiatrie- und Heilan-
stalten oder ähnlichen Einrichtun-
gen ein vorsätzliches Gewaltdelikt 
erleiden mussten, etwa durch die 
zwanghafte Unterziehung der so-
genannten ,Malariatherapie‘, war 
dringend notwendig. Es ist unser 
aller Pflicht, dort, wo Menschen 

Missbrauch erfahren  rasch und ef-
fizient zu reagieren.“

Das treffe besonders für Wien 
zu, wo unter sozialistischer Füh-
rung bis in die späten 1970er-Jah-

Die Erweiterung des Op-
ferkreises ist ein weiterer 

Schritt im Aufarbeitungsprozess 
zu Missbrauch von Menschen in 
Kranken-, Psychiatrie- und Heil-
anstalten Österreichs.
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Belakowitsch: Republik kommt der moralischen Verpflichtung nach.

re Kinderheime wie Kerker geführt 
worden seien. Die FPÖ komme da-
her der moralischen  Verpflichtung 
nach, den Opfern eine entsprechen-
de Rente zukommen zu lassen.
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„Der Familienbonus Plus ist eine 
der bedeutendsten Entlastungs-
maßnahmen für Familien der letz-
ten Jahrzehnte und eine langjährige 

Forderung der FPÖ, die endlich 
umgesetzt werden konnte“, erklär-
te der geschäftsführende FPÖ-Klu-
bobmann Johann Gudenus vor der 
Beschlussfassung am Mittwoch 
vergangener Woche im National-
rat. Vor allem Familien mit gerin-
gen Einkommen werden davon mit 
bis 1.500 Euro Steuerersparnis pro 
Jahr profitieren. „Diese Initiative 
zeigt einmal mehr, welchen wich-
tigen Stellenwert die Familien un-
ter der neuen Bundesregierung in 
Österreich einnehmen. Wir inves-
tieren in unsere Kinder und somit 
auch in unsere Zukunft“, betonte 
der FPÖ-Klubobmann.  

Die FPÖ investiere in die heimi-
schen Familien und nicht in Ein-
wanderung. Es sei jedoch traurig, 
wie die Opposition aus Effektha-
scherei und ohne jegliche Logik 
versuche, dieses bedeutende Pro-
jekt schlechtzureden. Mitanzuse-
hen, wie die FPÖ innerhalb kürzes-
ter Zeit das geschaffen hat, was der 
SPÖ in zehn Jahren nicht gelungen 
ist, müsse für SPÖ-Chef Chrisitan 
Kern und seine Genossen wohl äu-
ßerst enttäuschend sein, bemerkte 
der FPÖ-Klubobmann: „Dass die 
SPÖ diesen Frust nun jedoch auf 
dem Rücken unserer Kinder aus-
trägt, ist mehr als bedenklich.“

Familienbonus Plus – ein Erfolg der FPÖ
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Peinlicher geht es kaum noch: Weil die Staatsanwaltschaft Graz in 
eineinhalb Jahren keine Anklage zusammenbrachte, ließ das Ober-

landesgericht fast alle der 14 im Jänner 2017 im Rahmen einer Razzia 
festgenommenen Terrorverdächtigen wieder aus der U-Haft frei.

Freitag letzter Woche wurde der 
Skandal publik: Neuerlich waren 
auf Weisung des Oberlandesge-
richts Graz drei Terrorverdächtige 
entlassen worden. Wie OLG-Spre-
cherin Elisabeth Dieber gegenüber 
Medien erklärte, liege 17 Monate 
nach der Razzia noch immer keine 
Anklage vor, man habe die Staats-
anwaltschaft mehrfach darauf hin-
gewiesen. Bei U-Haft gelte ein be-
sonderes Beschleunigungsgebot, 
man könne die drei ohne Anklage 
nicht länger festhalten, so Dieber.

Enthaftete weiter gefährlich
Elf Männer und drei Frauen wur-

den in der akkordierten Aktion am 
26. Jänner 2017 gleichzeitig in 
Wien und Graz festgenommen, da-
runter auch zwei Salafisten-Predi-

ger, die schon monatelang obser-
viert worden waren. 600 Polizisten 
waren an der in Privatwohnungen 
und Moscheevereinen stattfinden-
den Razzia beteiligt. Den Verdäch-
tigen wird unter anderem vorge-
worfen, mit dem IS sympathisiert 
zu haben. 

Trotzdem wurden es immer we-
niger in U-Haft; nun sind es nur 
noch vier, darunter die Prediger. 
Wie Staatsanwaltschafts-Sprecher 
Hansjörg Bacher erklärte, warte 
man noch auf Gutachten und die 
Auswertung von Datenträgern.  

Er betonte, dass man weiter er-
mittle. „Das Gericht hat ja nicht 
gesagt, dass wir auf dem fal-
schen Dampfer sind“, so Bacher. 
Wie auch Gerichtssprecherin Die-
ber berstätigt, bestünde weiterhin 

„dringender Tatverdacht“ gegen die 
Beschuldigten, diese hätten nichts 
von ihrer Gefährlichkeit eingebüßt.

FPÖ-Sicherheitssprecher Walter 
Rosenkranz ist entsetzt: „Wie kann 
so etwas passieren? Handelt es sich 
um Schlamperei oder gar Absicht? 

Anklage nicht fertig: Terrorverdächtige frei!
Weil die Staatsanwaltschaft Graz bummelt, sind von 14 Gefährdern bereits zehn enthaftet

Selektive Wahrnehmung des Gefährdungspotentials: Rasche Ankla-
ge gegen Identitäre, die gegen Islamisten aber wurde verschlafen.

Da hier zu Recht eine Verunsiche-
rung in der Bevölkerung besteht, 
ist der Justizminister gefordert, hier 
aufklärend zu wirken, wie hoch die 
Gefährdungslage ist, beziehungs-
weise ob diese Personen untertau-
chen können."
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Kopftuch-Verbot im
Kindergarten kommt

ASFINAG startet Pannen-
streifenfreigabe auf A4

Die Bundesregierung will das 
angekündigte Kopftuchverbot in 
Kindergärten Realität werden las-
sen. Wie FPÖ-Chef und Vizekanz-
ler HC Strache am vergangenen 
Sonntag angekündigt hat, soll mit 
den Bundesländern noch im Som-
mer eine sogenannte 15a-Vereinba-
rung abgeschlossen werden.

Der FPÖ-Chef verwies darauf, 
dass auch in der Türkei das Kopf-
tuch lange Zeit an staatlichen Schu-
len allgemein verboten war. Bis zur 
fünften Schulstufe gelte dies so-
gar noch immer. „Das Kopftuch 
ist eindeutig ein Ausdruck des po-
litischen Islam, dessen Einfluss wir 
in Österreich wieder zurückdrän-
gen wollen und müssen. Wir dür-
fen nicht zulassen, dass junge Mäd-
chen stigmatisiert und schon im 
Kindergarten sexualisiert werden“, 
argumentierte der Vizekanzler.

Unterstützung erhielt er dafür 
von FPÖ-Klubobmann Johann 
Gudenus, der auf die „unhaltba-
ren Wiener Verhältnisse“ hinwies: 
„Gerade in Wien, wo der politische 
Islam immer wieder unglaubliche 

Ab Mitte Juli startet die ASFI-
NAG auf Initiative von FPÖ-Ver-
kehrsminister Norbert Hofer ein 
innovatives Pilotprojekt: Die tem-
poräre Freigabe des Pannenstrei-
fens bei Verkehrsüberlastung auf 
Autobahnen. 

Als Teststrecke wurde die Ost-
autobahn (A4) auf knapp vier Ki-
lometern in Fahrtrichtung Ungarn 
zwischen der Simmeringer Haide 
und dem Knoten Schwechat ausge-
wählt. Denn auf diesem Teilstück 
kommt es zu Stoßzeiten wie im Be-
rufsverkehr permanent zu Staus.

„Die temporäre Freigabe des 
Pannenstreifens ist eine internatio-
nal bewährte Antwort auf die aktu-
ellen Herausforderungen durch das 
steigende Mobilitätsbedürfnis“, 
betonte Verkehrsminister Hofer bei 
der Präsentation des Projektes am 
Mittwoch letzter Woche gemein-
sam mit ASFINAG-Vorstandsdi-
rektorin Karin Zipperer (Bild). In 
Deutschland, den Niederlanden 
oder der Schweiz sei diese Maß-
nahme bereits erfolgreich einge-
führt worden.

Formen annimmt – man denke nur 
an die Affäre um Kriegsspiele mit 
Kindern in einer Moschee – ist es 
notwendig, entsprechende Maßnah-
men zu setzen, um diese furchtein-
flößende Entwicklung aufzuhalten. 
Wir stellen so sicher, dass Kinder 
frei und ungezwungen aufwachsen 
und sich entwickeln können.“

Die ursprünglich angepeilte ge-
setzliche Regelung für die Schulen 
dürfte hingegen noch auf sich war-
ten lassen. Die Islamische Glau-
bensgemeinschaft (IGGÖ) hat be-
reits angekündigt, „alle rechtlichen 
Mittel“ gegen ein Kopftuchverbot 
in Volksschulen und Kindergärten 
ausschöpfen zu wollen.

Anders als der Bau zusätzlicher 
Fahrspuren ist die Pannenstrei-
fen-Freigabe eine rasch umsetzba-
re und kostengünstige Maßnahme 
für mehr Verkehrsfluss und weni-
ger Stau.

30 neue Kameras erfassen den 
gesamten Abschnitt. Zeichnet sich 
ein Stau ab, erfolgt die Überprü-
fung der Strecke durch das mobi-
le Spezialteam der ASFINAG. Die 
Öffnung des Pannenstreifens wird 
den Autofahrern auch an den elek-
tronischen Überkopfwegweisern 
mit einem grünen Pfeil signalisiert. 
Wenn diese Anzeigen nicht aktiv 
sind, ist es auch nicht erlaubt, den 
Pannenstreifen zu befahren.
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Strache: Kopftuchverbot kommt.

Hofer präsentiert die Teststrecke.
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Österreich will rasche Umsetzung der
Absichtserklärungen des EU-Gipfels 
Juncker spottet, aber Flüchtlingsstrom wächst über neue Routen am Balkan und über Spanien an

Österreichs Vorstoß zur Umsetzung der Absichtserklärungen vom 
letzten EU-Gipfel sorgt in Brüssel für Irritationen. Anscheinend ist 

man derartigen Eifer, wie er vom österreichischen Ratsvorsitz an den 
Tag gelegt wird, nicht gewohnt. Aber Eile ist geboten, denn die illega-
le Einwanderung nach Europa steigt – über neue Routen – wieder an.

So eitel Wonne, wie er zunächst 
vorgab, sind die Beziehungen zwi-
schen der EU-Kommission und 
dem österreichischen Ratsvor-
sitz doch nicht. „Wäre ich Rats-
vorsitzender, würde ich nicht so 
großspurig hier auftreten“, gif-
tete EU-Kommissionspräsident 
Jean-Claude Juncker gegen die 
Ankündigung von Bundeskanz-
ler Sebastian Kurz, dass die beim 
EU-Gipfel beschlossenen Ände-
rungen in der Asyl- und Einwande-
rungspolitik noch während der ös-
terreichischen Ratspräsidentschaft 
auf den Weg gebracht werden. Jun-
cker hatte auf dem Gipfel der „hu-
manitäreren“ Vorgangsweise der 
deutschen Kanzlerin Angela Mer-
kel den Vorzug gegeben.

Merkels Quotensystem zerbricht
Aber auch in Deutschland zei-

tigte die Absichtserklärungen Fol-
gen, wie CSU-Innenminister Horst 
Seehofer bei seinem Blitzbesuch 
in Wien bestätigte. Denn das Quo-
tensystem der Umverteilung – das 
Merkel über bilaterale Abkommen 
mit EU-Grenzländern fortsetzen 

möchte – würde die Situation in 
der EU bei neuen Migrationskri-
sen, mit denen zu rechnen ist, wei-
ter destabilisieren.

Um die Magnetwirkung Euro-
pas auf illegale Einwanderer aus-
zuschalten, schlug Vizekanzler HC 
Strache vor, dass Migranten weder 
auf Anlandeplattformen in der EU 
noch in Drittstaaten Asylanträge 

Schnelle Hilfe aus Österreich: Johann Bezdeka übergab 56 winterfeste Zel-
te samt Ausstattung an den bosnischen Assistenzminister Samir Rizvo.

Ungewohnter Arbeitseifer für Brüssels Eurokraten. Österreichs Ansätze für eine rasche Umsetzung der Asylwende, die Kanzler Sebastian Kurz beim 
Besuch der EU-Kommission in Wien erklärte, verspottete EU-Kommissionschef Jean-Claude Juncker als „großspurige“ Ankündigung.
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Lob für Ägypten zu Kampf 
gegen „illegale Migration“ 

Außenministerin Karin Kneissl 
hat vergangenen Freitag die Rolle 
Ägyptens zur Eindämmung der „il-
legalen Migration“ gelobt. „Öster-
reich ist bewusst, welche Last das 
nordafrikanische Land diesbezüg-
lich auf sich genommen hat“, sag-
te Kneissl bei einem gemeinsamen 
Pressegespräch mit ihrem ägypti-
schen Amtskollegen Sameh Shou-
kry in Wien (Bild).

Shoukry hatte zuvor erklärt, dass 
seit September 2016 kein Flücht-
lingsboot die ägyptische Küste ver-
lassen und sein Land bereits fünf 
Millionen Flüchtlinge aufgenom-
men habe. „Wir versuchen, diese 
Menschen, die viel durchgemacht 
haben, aufzunehmen und ihnen das 
Gefühl zu geben, bei uns zuhause 
zu sein“, erklärte der ägyptische 
Außenminister.

Generell müssten gemeinsame 
Lösungen gefunden werden, um 
nicht nur die Symptome, sondern 
die Ursachen der „illegalen Migra-
tion“ zu bekämpfen, betonte Shou-
kry: „Es liegt an uns allen“. Daher 

müsse ein gegenseitiges Verständ-
nis zwischen „Ursprungsländern, 
Transitländern und Zielländern 
entwickelt“ werden.

Shoukry setzt auch Hoffnung in 
Österreich, als aktuelles EU-Vor-
sitzland, sich für verstärkte Inves-
titionen einzusetzen, um die Wirt-
schaftsreformen in Ägypten zu 
unterstützen. Kneissl erwiderte, 
dass Österreichs duale Lehrlings-
ausbildung für diese Weiterent-
wicklung von Ägyptens Wirtschaft 
von Interesse sein könnte. 

Zusammenarbeit intensivieren.

Warum in der EU so viel an der 
Asyl- und Migrationspolitik her-
umgedoktert wird und trotzdem 
keine befriedigenden Ergebnisse 
erzielt werden, ist vielen Men-
schen nicht leicht zu erklären. 
Die aktuelle Debatte verliert sich 
in Details wie „Ausschiffungs-
zentren“, „fiktiver Nicht-Einrei-
se“ oder „Rücküberweisungen“. 
Dabei will ein immer größerer 
Teil der Bevölkerung einfach nur 
eines: weniger Einwanderung. 

Im Kern ist die Sache eigent-
lich einfach: Wir räumen derzeit 
jedem – egal, aus welchem Win-
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FÜR ÖSTERREICH IM EU-PARLAMENT

Asyl: Rechtliche Än-
derungen notwendig

kel der Welt er kommt – das Recht 
ein, einen Asylantrag zu stellen, 
sobald er es an die EU-Außen-
grenze oder weiter geschafft hat. 
Wir wissen gleichzeitig, dass die-
se Person mit hoher Wahrschein-
lichkeit in der EU bleiben wird. 
Ziemlich unabhängig davon, ob 
dem Asylantrag stattgegeben 
wird oder nicht, weil es viel zu 
viele juristische Finessen gibt. 

Wenn die rechtliche Lage nun 
einmal so migrationsfreundlich 
ist wie sie ist, dann bleibt nichts 
anderes übrig, als die Migranten 
von der EU-Außengrenze mög-
lichst fernzuhalten. Was aber nur 
sehr eingeschränkt funktioniert.

Was sich bisher keiner so wirk-
lich sagen traut: Wollen wir das 
Migrationsthema wirklich in den 
Griff bekommen, wird die EU 
sich mit Änderungen des Asyl-
rechts auseinandersetzen müs-
sen. Weg von dem ohnehin nicht 
einlösbaren moralischen Über-
legenheitsanspruch hin zu einer 
strikteren Haltung im Interesse 
der europäischen Bevölkerung.

Harald Vilimsky
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KURZ UND BÜNDIG

„Es ist erfreulich, dass das EU-Parlament 
nun meiner Forderung nach einer angemes-
senen Entlohnung der Praktikanten folgt“, 
erklärte der FPÖ-Europaabgeordnete Franz 
Obermayr (Bild) auf die nun beschlossene 
Bezahlung in Höhe von 1.250 Euro. Bereits 
vor rund sechs Jahren habe er den damaligen 
Parlamentspräsidenten Martin Schulz darauf 
aufmerksam gemacht, dass die Ausbeutung 
von Praktikanten keineswegs mit den Werten 
dieser Institution einhergehen könne. Der da-
malige Präsident und spätere SPD-Kanzlerkandidat – „Mehr Gerechtigkeit 
für alle“ – habe jedoch keine Notwendigkeit zum Handeln gesehen.

Bereits beim letzten EU-Verkehrsminister-
rat in Luxemburg unterstützte Norbert Hofer 
den Vorschlag seiner finnischen Kollegin 
Anne-Catherine Berne, europaweit auf die 
Zeitumstellung zu verzichten: „Der Wechsel 
in der EU sollte, wenn überhaupt noch, in 
einer einheitlichen Weise gemacht werden. 
Dies ist vor allem für das Funktionieren von 
Transport-Systemen wichtig“, betonte Hofer. 
Er verwies dazu auf zahlreiche Forschungs-
ergebnisse, die klar nachteilige gesundheit-
liche Auswirkungen der halbjährlichen Zei-

tänderung belegen würden. Ebenso wisse man mittlerweile, dass auch die 
erhofften Energieeinsparungen nur geringfügig bemerkbar sind.

Aus für Sommerzeit?

FPÖ-Forderung umgesetzt
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Österreich will rasche Umsetzung der
Absichtserklärungen des EU-Gipfels 
Juncker spottet, aber Flüchtlingsstrom wächst über neue Routen am Balkan und über Spanien an

stellen können sollen. Denn bisher 
würden nicht primär die am meis-
ten Schutzbedürftigen nach Europa 
gelangen, sondern vor allem Men-
schen, die sich kriminelle Schlep-
per leisten können und sich stark 
genug für gefährliche Reisen füh-
len.

Die Vorstellung, dass sich Euro-
pa wegen der „rückläufigen“ Asyl-
werberzahlen zurücklehnen kann, 
hat der Chef der europäischen 
Grenzschutzagentur Frontex, Fab-
rice Leggeri, am vergangenen Wo-
chenende zerstört. Er hat vor einer 
Verschiebung der Flüchtlingsrou-

Schnelle Hilfe aus Österreich: Johann Bezdeka übergab 56 winterfeste Zel-
te samt Ausstattung an den bosnischen Assistenzminister Samir Rizvo.

Ungewohnter Arbeitseifer für Brüssels Eurokraten. Österreichs Ansätze für eine rasche Umsetzung der Asylwende, die Kanzler Sebastian Kurz beim 
Besuch der EU-Kommission in Wien erklärte, verspottete EU-Kommissionschef Jean-Claude Juncker als „großspurige“ Ankündigung.
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ten gewarnt. Statt von Libyen nach 
Italien überzusetzen, versuchten 
immer mehr, von Marokko nach 
Spanien zu gelangen.

Neue Einwanderungsrouten
Allein im Juni zählte Frontex 

rund 6.000 irreguläre Grenzüber-
tritte aus Afrika nach Spanien. 
„Wenn die Zahlen dort so stei-
gen wie zuletzt, wird sich dieser 
Weg zum wichtigsten entwickeln“, 
warnte Leggeri.

Auf dem Balkan stöhnt Bosni-
en-Herzegowina unter der wach-
senden illegalen Einwanderung, 
die sich durch die Verlagerung der 
Balkanroute ergeben hat. Wegen 
der verstärkten Grenzkontrollen 
der Kroaten sind tausende Illegale 
rund um die Städte Velika Kladusa 
und Bihac im Nordwesten des Lan-
des gestrandet.

Während aus der EU kaum Hil-
fe kommt, hat Österreich Anfang 
Juli sogenanntes „Shelter Equip-
ment“ geliefert, das 56 winterfes-
te Familien-Zelte samt Ausstattung 
umfasst. Mit dieser Ausrüstung 
können bis zu 280 Personen unter-
gebracht und versorgt werden.

Zumindest ein Tropfen auf den 
heißen Stein. Denn täglich über-
queren dutzende Illgeale die ser-
bisch-bosnische Grenze, um über 
Kroatien in die EU zu gelangen.
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Die Türkei wird zum
Privatbesitz Erdogans 

Recep Tayyip Erdogan zeigt auf, 
wohin und wie er die Türkei als 
allmächtiger Staatspräsident füh-
ren wird. Wenige Tage vor seiner 
erneuten Angelobung zum Staat-
spräsidenten hat er mehr als 18.500 
Staatsbedienstete per Notstands-
dekret entlassen. Darunter sind 
rund 9.000 Polizisten und mehr als 
6.000 Armeeangehörige, aber auch 
Lehrer, Universitätsdozenten und 
Mitarbeiter verschiedener Minis-
terien.

Das geht aus dem am Sonntag 
im Amtsblatt veröffentlichten Prä-
sidenten-Dekret hervor. Insgesamt 
werden durch den Gesetzestext 
18.632 Staatsbedienstete entlas-
sen, darunter auch rund 1.000 An-
gestellte des Justizministeriums 
und 650 Angestellte des Bildungs-
ministeriums. Außerdem wurden 
zwölf Vereine, drei Zeitungen und 
ein Fernsehsender geschlossen.

Seit dem Putschversuch vom Juli 
2016 hat Erdogan mehr als 180.000 
Menschen wegen angeblicher „Un-
terstützung des Umsturzversuchs“ 

aus dem Staatsdienst entfernt.
Seit Erdogans Wahlsieg bereitet 

die Regierung den Übergang auf 
das neue System vor, werden die 
Befugnisse des bisherigen Minister-
präsidenten auf das Präsidentenamt 
übertragen. Erdogan ist ab sofort 
Staatsoberhaupt, Regierungschef, 
Oberbefehlshaber der Streitkräf-
te und Chef der Regierungspartei 
AKP in Personalunion. Er kann per 
Dekret regieren, Richter und Minis-
ter ernennen oder entlassen, ohne 
das Parlament zu fragen.

Erdogan baut „seinen“ Staat um.
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ist mehr als verwerflich. Es ist ei-
ner funktionierenden Demokratie 
unwürdig, egal zu welchem Thema. 
Diese Methoden erinnern an längst 
vergangene Zeiten, eine traurige 
Entwicklung dieser Protestierer.

Alois Neudorfer, Vöcklabruck

Arme Verbrecher?
2016 hat in der Justizanstalt Wi-

en-Josefstadt ein algerischer In-
sasse in einer Vier-Mann-Zelle 
Feuer gelegt. Nun einer der da-
mals verletzten Inhaftierten die Re-
publik Österreich klagt. Ich es un-
geheuerlich, dass die Steuerzahler 
einerseits für diese Verbrecher in 
von uns finanzierten Haftanstalten 
aufkommen müssen, und dann an-
dererseits auch noch die Schäden 
bezahlen müssen, die Verbrecher 
dort anrichten, und dann noch an-
dere Verbrecher hergehen und die 
Republik, sprich uns Steuerzahler, 
deswegen klagen.

Stefan Scharl, Klosterneuburg

Leserbriefe

TERMINE LESER AM WORT
Welcher Rechtsstaat?

Wenn man die Klage der Staats-
anwaltschaft gegen die Identitären 
anschaut, so fragt man sich, wel-
ches Parteibuch hat der zuständige 
Staatsanwalt? Es ist eine Schande 
für einen angeblichen Rechtsstaat 
mit Meinungs-, Rede- und Presse-
freiheit, wenn man politische Mit-
bewerber, die anderer Meinung 
sind, vor Gericht stellt - im Gegen-
satz zu gewissen linken Demonst-
ranten (beim Akademikerball oder 
bei fast allen Veranstaltungen der 
FPÖ oder anderer bürgerlicher 
Parteien), die meist vermummt auf 
Bürger und Polizisten losgehen. 
Wenn aber die Identitären oder an-
dere friedliche Bürger gewaltfrei 
demonstrieren, so wird daraus eine 
Staatsaffäre konstruiert, und Ge-
richte werden wochenlang mit sol-
chen Politprozessen blockiert.

Stephan Pestitschek, Strasshof

SPÖ gegen Realität
In vielen Branchen wie Pflege, 

Exekutive oder Metallindustrie gibt Leserbriefe: redaktion.nfz@fpoe.at

es den Zwölf-Stunden-Tag schon 
lange, deshalb ist der Widerstand 
der SPÖ verlogen, da sie verhin-
dern wollen, was es in ihrer Regie-
rungszeit schon lange gibt und dies 
ohne Schutz für die Arbeitnehmer.

Armin Schütz, via E-Mail

Nervige Genossen 
Ehrlich gesagt, kann ich die 

ganze nervende Diskussion rund 
um den Zwölf-Stunden-Tag schon 
gar nicht mehr hören. (…) Und es 
liegt zum anderen daran, dass so-
wohl die Opposition (allen voran 
die SPÖ) als auch die Sozialpart-
ner mit haarsträubenden Falschbe-
hauptungen nur so um sich werfen, 
nur um „Protest!“ rufen zu können. 
Der Zwölf-Stunden-Tag kommt. Ja. 
Aber weder täglich, noch wöchent-
lich, noch uneingeschränkt. Über 
den Punkt mit der „Freiwilligkeit“ 
muss man aber sehr wohl diskutie-
ren. Eigentlich muss diese Freiwil-
ligkeit nicht nur als Wort im Gesetz 
vorkommen. Sie muss schriftlich 
festgehalten und dadurch per Ge-
setz gewährleistet werden, dass 
den Bediensteten keinerlei Nach-
teile entstehen dürfen.

Christian Stafflinger, Linz

Linke Gewalt 
Pflastersteine und Grablichter 

– von wem auch immer – vor die 
Fenster oder Türen von Parla-
mentsmitgliedern zu deponieren, 

Ich bestelle die Wochenzeitung „Neue Freie Zeitung“ zum (zutreffendes bitte ankreuzen):

Halbjahrespreis € 15,-
Auslandsjahresbezug € 73,-

Jahrespreis € 30,-
Jahrespreis für Studenten € 20,-

Jahrespreis zum Seniorentarif € 20,-

Die Bestellung gilt bis auf schriftlichen Widerruf, der entweder per E-Mail oder Postweg erfolgen muss.
Die Einzahlung erfolgt mittels Erlagschein, der Ihnen halbjährlich (bei Jahresabo jährlich) zugeschickt wird.
Bankverbindung: PSK, IBAN: AT55 6000 0000 0185 5450
Bestellungen auch per E-Mail: jana.feilmayr@fpoe.at

Name: Mitglied in FPÖ-Landesgruppe*:
(Vor- und Zuname, bitte in Blockschrift ausfüllen)

Anschrift:
(Postleitzahl, Ort, Straße, Hausnummer, Türnummer)

Datum: Geburtsdatum: Unterschrift:

Bitte geben Sie uns für Rückfragen Ihre E-Mail oder Telefonnummer bekannt**:

* Bitte nur ausfüllen, wenn Sie Mitglied einer FPÖ-Landesgruppe sind. Wir wollen damit mögliche Doppelzusendungen vermeiden.
** Wir erhalten von der Post in regelmäßigen Abständen Retoursendungen und wollen diese überprüfen. Ihre Daten werden vertraulich behandelt.

BESTELLSCHEIN
Friedrich-Schmidt-Platz 4/3a, 1080 Wien 
Tel: 01 512 35 35 – 29, Fax: 01 512 35 35 – 9
E-Mail: jana.feilmayr@fpoe.at
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Die FPÖ Donaustadt lädt am 
Donnerstag, dem 12. Juli 2018, zu 
ihrem Sommergespräch mit Be-
zirksparteiobmann Martin Graf 
ins Gasthaus „Goldener Hirsch“ 
(Hirschstettner Straße 83, 1220 
Wien). Beginn: 19.00 Uhr.

Der Seniorenring Donautal lädt 
am Donnerstag, dem 12. Juli 2018, 
zum Stammtisch ins Gasthaus Hai-
dinger „Stampfen“ (Kössldorf 14, 
4793 St. Roman). Beginn: 14.00 
Uhr.

Die Innviertler FPÖ Ortsgruppe 
St. Florian am Inn lädt am Sams-
tag, dem 14. Juli 2018, zu ihrem 
traditionellen Sommernachtsfest 
ins Gasthaus „Kurvenwirt“ (Gop-
perding 6, 4782 St. Florian am 
Inn). Wer in Tracht kommt, erhält 
ein Gratis-Getränk. Beginn: 19.00 
Uhr. Bei Schlechtwetter findet das 
Sommernachtsfest eine Woche 
später, am 21. Juli 2018, statt.

Die FPÖ Donaustadt lädt am 
Donnerstag, dem 19. Juli 2018, zu 
ihrem Sommergespräch mit Na-
tionalratsklubobmann Walter Ro-
senkranz ins Gasthaus „Goldener 
Hirsch“ (Hirschstettner Straße 83, 
1220 Wien). Beginn: 19.00 Uhr.

Blaue Sommer-
nacht in Wernberg

Donaustädter
Sommergespräche

Stammtisch Senio-
renring Donautal

Sommernachtsfest 
in St. Florian/Inn

Donaustädter
Sommergespräche

20

12

12

14

19

JULI

JULI

JULI

JULI

JULI
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Kopftuchverbot für Lehrerinnen
Nachdem die langjährige For-

derung der Freiheitlichen Jugend 
nach einem Kopftuchverbot für 
Schülerinnen von der türkis-blauen 
Bundesregierung auf den Weg ge-
bracht wird, kann sich Bildungsmi-
nister Heinz Faßmann (ÖVP) nun 
auch ein Kopftuchverbot für Leh-
rerinnen vorstellen.

„Das Kopftuchverbot auf Lehre-
rinnen auszuweiten, ist ein wich-
tiger Schritt für den schulischen 
Integrationsbereich“, zeigte sich 
der Bundesobmann der Freiheit-
lichen Jugend Österreich, Wiens 
FPÖ-Stadtrat Maximilian Krauss, 
erfreut über Faßmanns Vorstoß.

„Lehrerinnen haben eine enorm 
wichtige Vorbildwirkung. Durch 
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Krauss fordert Kopftuchverbot 
für Lehrerinnen.

die Loslösung von religiösen 
Zwängen wäre es ihnen leich-
ter möglich, jungen Mädchen und 
Frauen die Integration in unse-
re aufgeklärte westliche Wertege-
meinschaft vorzuleben“, betonte 
Krauss.

Die Ausweitung des Kopftuch-
verbots auf weibliches Lehrper-
sonal hätte so einen entscheiden-
den positiven Effekt und würde die 
individuelle Entfaltung und per-
sönliche Entwicklung von Frauen 
und Mädchen fördern, erklärte der 
FPÖ-Stadtrat: „Diese Vorgehens-
weise würde auch die Trennung 
von Religion und Staat unterstrei-
chen, so wie es in unserer Republik 
vorgesehen ist.“

Skandalkrankenhaus ist 
weiterhin Endlosbaustelle
Lokalaugenschein beweist Bauverzug und Missstände im Skandalbau

Die Abgeordneten wurden von 
der zukünftigen Führung des Spi-
tals – die laut FPÖ-Gesundheits-
sprecher Wolfgang Seidl einen sehr 
kompetenten Eindruck hinterlas-
sen hat – durch die Räumlichkei-
ten geführt. „Bedauerlicherwei-
se ist nicht abzusehen, wann der 
Krankenhaus-Riese tatsächlich den 
Vollbetrieb aufnehmen wird und 
die Experten ihre Aufgabe als Füh-
rungskollegium wahrnehmen kön-
nen“, lautete Seidls Resümee.

Außen hui, innen pfui
Die neu gewonnenen Erkenntnis-

se bestätigten aber alle Befürchtun-

gen, wonach die Baustelle einem 
Chaos gleiche: „Zwar ist das Ge-
bäude beeindruckend und die Gär-
ten und Grünflächen sehr gepflegt. 
Das alles kann aber nicht darüber 
hinwegtäuschen, dass es sich im 
Inneren nach wie vor um eine gi-
gantische Baustelle handelt.“

Dass hier im Juni 2019 die ersten 
Patienten behandelt werden sol-
len, sei unvorstellbar, zeigte sich 
Seidl besorgt über den Zeitplan 

Vergangene Woche besichtig-
ten die Mitglieder der Unter-

suchungskommission des Wie-
ner Landtags die Dauerbaustelle 
Krankenhaus Nord. Selbst die 
gezeigten ausgewählten Räum-
lichkeiten lassen erahnen, dass 
eine Eröffnung nicht in Sicht ist.

Dauerbaustelle KH Nord: Was kommt auf die Steuerzahler zu?

der Fertigstellung des Spitals. In-
teressant werde dann sein, wieviel 
Steuergeld dieser Monsterbau am 
Ende verschlungen hat. „Nach die-
sem Besuch der Baustelle befürch-
te ich, dass wir ab Mitte nächsten 
Jahres wieder einen neuen Gesund-
heitsstadtrat bekommen werden. 
SPÖ-Bürgermeister Michael Lud-
wig wäre dann gut beraten, nicht 
wieder einen glücklosen Sozialis-
ten zu ernennen“, bemerkte Seidl.
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WIENER SPAZIERGÄNGE

von Hannes Wolff

Bin auf Urlaub!

Medienberichten zufolge plant 
die rot-grüne Stadtregierung in ei-
ner Salamitaktik eine dauerhaf-
te Verengung der Wiener Südaus-
fahrt: Bis die U-Bahn-Baustelle 
fertig ist, hätten sich die Lenker 
bereits an Staus und Einschränkun-
gen gewöhnt, dann könne man die 
Spuren gleich ganz kappen. Dem-
nach sollen nach Abschluss der 
U-Bahn-Arbeiten auf und rund um 
den Matzleinsdorfer Platz Fahrspu-
ren und Abbiegestreifen wegfallen 
und die 26.000 Autos pro Tag im 
Stau stehen.

„Die Einschränkung würde er-
neut die Wiener Autofahrer treffen, 
die ohnedies das Feindbild der zu-
ständigen Verkehrsstadträtin Ma-
ria Vassilakou sind“, empörte sich 
der Verkehrssprecher der FPÖ-Wi-
en, Klubobmann Toni Mahda-
lik. Laut Planung sollen im Zuge 
des U-Bahn-Baus mehrere Spuren 
dauerhaft gekappt werden, was zu 
kilometerlangen Staus an Wiens 
wichtigster Stadtausfahrt Richtung 
Süden führen wird.

Damit bestätige sich einmal mehr 
die Aussage des ehemaligen Wiener 
Verkehrsplaners Hermann Knofla-
cher, wonach man jahrelang be-
wusst Staus produziert habe. „Das 
permanente Ausspielen verschie-
dener Verkehrsteilnehmer gegen-
einander scheint der zuständigen 
Stadträtin offensichtlich Spaß ma-
chen“, kritisierte Mahdalik. Ganz 
gleich, welchen Plan Vassilakou 
zur Verkehrsberuhigung vorlege, 
Leidtragende seien immer die Au-
tofahrer. „Damit muss umgehend 
Schluss sein“, fordert Mahdalik.

Plant Vassilakou 
neue Staustelle?
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Als „großartigen 
Erfolg für Kapfen-
berg“ bezeichne-
te der steirische 
FPÖ-Abgeordnete 
Hannes Ames-
bauer die Zu-
sicherung von 
Sportminister 
HC Strache, Bundesmittel für eine 
umfassende Sanierung der Kapfen-
berger Eis- und Mehrzweckhalle 
freizugeben: „Die SPÖ-Vorgänger 
haben das in Jahren nicht zustande 
gebracht.“

Als „unverfroren und widerwär-
tig“ bezeichnete der freiheitliche 
Bundesrat Christoph Längle, dass 
Vorarlbergs ÖGB-Landeschef Nor-
bert Loacker behauptete, die Bun-
desregierung würde den gesetzli-
chen Mindesturlaub von fünf auf 
vier Wochen kürzen wollen: „Dass 
er es dabei auch noch schafft, sol-
che Lügenmärchen aufzutischen, 
ohne rot zu werden, ist ein Armuts-
zeugnis sondergleichen.“ Die SPÖ 
und ihre Arbeitnehmervertreter 
versuchten jede Woche aufs Neue, 
die Bevölkerung mit Falschinfor-
mationen zu verunsichern.

ÖGB-Lügenmärchen

OBERÖSTERREICH

STEIERMARK

Erfolg für Kapfenberg

„Die tägliche Turnstunde ist eine 
jahrelange freiheitliche Forderung. 
Deshalb setzen wir uns auch wei-
terhin dafür ein, dass die Maß-
nahme ausgeweitet werden kann“, 
betonte der freiheitliche Gesund-
heitssprecher Walter Ratt im Zuge 
der letztwöchigen Debatte im Oö. 
Landtag. Er wies dazu auf das Re-
gierungsprogramm hin, das eine 
effektive und praktikable Lösung 
für mehr Sport und Bewegung an 
Schulen beinhalte. Oberöster-
reich sei nach dem Burgenland 
das zweite Bundesland mit einem 
flächendeckenden Angebot dazu.
Insgesamt seien mittlerweile 612 
Klassen an der Aktion beteiligt, 
erklärte Ratt und wies auf eine Stu-
die aus dem Jahr 2014 hin, wonach 
allein durch genügend Bewegung 
und Sport österreichweit 2,1 Mil-
liarden Euro an Gesundheitskosten 
eingespart werden könnten.

Tägliche Turnstunde

„Den Menschen ist unsere Hei-
mat ein Anliegen. Das zeigen die 
vielen positiven Rückmeldungen, 
die wir auf die laufende Kampag-
ne erhalten“, betonte der Landes-
parteiobmann der FPÖ Oberöster-
reich, Manfred Haimbuchner. Für 
die Oberösterreicher habe Heimat 
zu Recht auch mit Brauchtum und 
Tradition zu tun, die es zu erhal-
ten gelte. Sie würden aber auch die 
mangelnde Identifikation von Ein-
wanderern in den vorhandenen Pa-
rallelgesellschaften kritisieren und 
den von der Bundesregierung ein-
geschlagenen Kurswechsel in der 
Integrationspolitik befürworten.

Die FPÖ-Kampagne wirkt.

OBERÖSTERREICH

„Heimat“ zählt 
für die Menschen

H. Amesbauer

VORARLBERG

NIEDERÖSTERREICH
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Seit 100 Tagen ist Gottfried 
Waldhäusl als Landesrat im 

Amt. Jetzt zog er Bilanz und prä-
sentierte seine Vorschläge für 
Verbesserungen im Asylwesen.

Die von Waldhäusl angeordne-
ten Schwerpunktkontrollen brach-
ten ans Tageslicht, dass 403 Per-
sonen, die sich nach Ablehnung 
ihres Asylantrages nicht mehr in 
Niederösterreich aufhalten dürften, 
monatlich 221.000 Euro aus der 
Grundversorgung kassierten. 

Reform im Asylwesen
Jetzt ist damit Schluss. Die 

Rückkehrverweigerer wurden in 
Bundesquartiere übersiedelt, wo 
sie eine entsprechende Rückkehr-
beratung in Anspruch nehmen und 
in der Folge in ihre Heimat zurück-
kehren. Durch diese Maßnahmen 
können jährlich 2,5 Millionen Euro 
eingespart werden.

Im Sommer soll nun ein „Asyl-

konzept mit Hausverstand“ erar-
beitet werden. Dabei will Wald-
häusl auch die Quartiergeber in die 
Pflicht nehmen: „Niemand hat ein 
Recht auf die Unterbringung von 
Asylwerbern, und die Wirtschaft-
lichkeit darf keinesfalls im Vorder-

grund stehen.“ Ab 2019 wird von 
den Asylwerbern Eigenverantwor-
tung eingefordert: Die Bewohner 
sollen bei der Reinigung, in der 
Küche und bei Integrationsmaß-
nahmen mithelfen. Ein Pilotprojekt 
startet im Herbst in Greifenstein.

FPÖ-Landesrat Waldhäusl:
„Asylkonzept mit Hausverstand!“
100-Tage-Bilanz und Ausblick auf Neuerungen im Asylwesen 

Mittels Dringlichkeitsantrag for-
derte die FPÖ im Kärntner Land-
tag, die Schlechterstellung der 
Kärntner Landesbediensteten ge-
genüber anderen österreichischen 
Arbeitnehmern zu beenden. „Die 
Ablehnung unseres Antrages durch 
die SPÖ ist ein weiterer Beweis 
für die Unglaubwürdigkeit und 

Heuchelei der Partei beim The-
ma Arbeitszeitreform. Denn un-
ter SPÖ-Verantwortung gilt im 
Kärntner Landesdienst und in den 
Gemeinden ein 13-Stunden-Tag. 
Überstunden sind auf Anordnung 
des Dienstgebers zu erbringen 
und primär in Freizeit auszuglei-
chen“, zeigte Kärntens FPÖ-Klub- 
obmann Gernot Darmann auf.

Im FPÖ-Antrag wurde die 
rot-schwarze Landesregierung 
aufgefordert, analog zu der im 
Nationalrat beschlossenen Bun-
desregelung auch im Kärntner 
Landesdienst das Prinzip der Frei-
willigkeit bei der Leistung von 
Überstunden und ein Wahlrecht 
hinsichtlich der Abgeltung der 
Überstunden einzuführen. 

„An den unfassbaren Drohungen 
mit Pflastersteinen und Grablich-
tern sieht man, dass der SPÖ und 
den Gewerkschaften jedes Mittel 
Recht ist, um die Vertretung von 
Arbeitnehmerinteressen vorzuheu-
cheln“, bemerkte Darmann. 

Darmann: Heuchelei der Kärnt-
ner SPÖ zur Arbeitszeitreform.

Die Heuchelei der SPÖ
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Gottfried Waldhäusl plant ein „Asylkonzept mit Hausverstand“.
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Gefahr für Kindeswohl 
durch religiöse Rituale
Soziallandesrat Schellhorn blieb eine Vielzahl an Antworten schuldig

Für umfassendes Staunen sorgte 
der grüne Soziallandesrat Heinrich 
Schellhorn nach seiner Präsentati-
on des Soziallandesberichtes aus 
dem Jahr 2017. So soll es – trotz 
vermehrter Meldungen – im letz-
ten Jahr zu weitaus weniger Kin-
desabnahmen gekommen sein. 
Einschreiten würde das Sozialamt 
schließlich erst, wenn „Gefahr im 
Verzug“ bestehe.

„Schuldig geblieben ist Schell-
horn die Antwort, was er konkret 
darunter versteht“, kritisiert FPÖ- 
Klubobfrau Marlene Svazek.

Ramadan-Gebot für Schüler?
Die Freiheitlichen haben diesbe-

züglich eine schriftliche Anfrage 
eingereicht, die sich unter ande-
rem mit der Gefährdung des Kin-
deswohls durch religiöse Rituale 
auseinandersetzt. Konkret definiert 
wird hierbei der Fastenmonat Ra-
madan, in dem auch – laut der Is-
lamischen Glaubensgemeinschaft 
in Österreich – sich in der Entwick-
lung befindende Kinder praktizie-

Laut Sozialbericht des Landes 
Salzburg kommt es seltener 

zu Kindesabnahmen, trotz stei-
gender Meldungen über mögli-
che Gefährdungen.

render Moslems angehalten sind, 
das Fastenritual zu begehen.

„Die negativen Auswirkungen 
exzessiven Fastens sind hinläng-
lich bekannt. Neben Kopfschmer-
zen, Müdigkeit und Schwächege-
fühle sind auch Beeinträchtigungen 
auf die Konzentration oder die kör-
perliche Entwicklung von Schülern 
erheblich“, führt Svazek aus.

Darüber hinaus wollen die Frei-
heitlichen erfahren, wie der verant-
wortliche Landesrat reagiert, wenn 
im Jugendamt des Bundeslandes 
Salzburg eine Meldung über eine 
dementsprechende Gefährdung des 
Kindeswohls eingeht.

Fo
to

: fl
ic

kr
.c

om
/ D

FI
D 

- 
UK

 D
ep

ar
tm

en
t f

or
 In

te
rn

at
io

na
l D

ev
el

op
m

en
t

Oft sind es ja gerade die lei-
denschaftlichen Debatten, die 
dann den berühmten Stein ins 
Rollen bringen. Als elementarer 
Bestandteil eines sinnvollen Di-
alogs.

Doch in die frühe Steinzeit des 
politischen Diskurses fühlte man 
sich in der vergangenen Woche 
versetzt. Als wir am Morgen 
des 5. Juli Zeugen gefährlicher 
Drohgebärden einer Nacht- und 
Nebelaktion wurden: Nicht in 
Form einer konstruktiven, verba-
len Auseinandersetzung, keiner 
Diskussion. Nein, mit Hilfe von 
Pflastersteinen.

Denn während ein Ziegelstein 
als Symbol der Produktivität so-
wie als Sinnbild des Schaffens 
eines gemeinsamen Heimes ver-
standen werden könne, stammt 
der Pflasterstein hingegen – im 
Kontext linker Agitation – aus 
einer Tradition aggressiver und 
brutaler Renitenz.

So wurden schließlich einige 
Privat- und Geschäftsadressen 
unserer Salzburger Abgeordneten 
heimgesucht und diese mit Grab-
lichtern, bemalten Schildern und 
eben jenen Pflastersteinen verse-
hen, über deren Aussagekraft und 
Symbolik sich seit den Chaosta-
gen und linken Protestfestivitäten 
mit Personenschaden auch nicht 
mehr streiten lässt.

Ja, und das ist jenes Resul-
tat linker Propagandisten, deren 
Kernkompetenz die Verbreitung 
nebuloser Sachverhalte darstellt.

Uns bleibt jedenfalls nur zu hof-
fen, dass diese orientierungslose, 
rote Parlamentsfraktion samt ih-
rer havarierten Satellitenvereine 
in den kommenden Jahren nicht 
mehr von „Silbersteinen“ über-
rollt wird, sondern endlich den 
„Stein der Weisen“ findet.

Kein Stein der Weisen

Marlene Svazek
FPÖ-Landesparteiobfrau Salzburg
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Das Österreichische Olympische 
Komitee (ÖOC) hat sein Vorhaben, 
sich mit Graz/Schladming um die 
Ausrichtung der Winterspiele 2026 
zu bewerben, beendet, weil es zu 
wenig Unterstützung vom Land 
Steiermark für die Bewerbung ge-
geben habe.

„Ich akzeptiere natürlich die 
Entscheidung des ÖOC und wer-
de noch mit Präsident Karl Stoss 
über den Entschluss sprechen. Es 
ist schade für den Sport und das 
Land Steiermark, aber ich habe 
immer gesagt, dass in erster Linie 

das Land und das ÖOC hinter der 
Bewerbung stehen müssen“, re-
agierte Sportminister HC Strache 
enttäuscht. 

Der Verteidigungsminister und 
Obmann der FPÖ Steiermark, Ma-
rio Kunasek, bedauert den Rück-
zug der Kandidatur für die Olympi-
schen Winterspiele 2026: „Schade, 
dass die Entscheidung auf diese 
Weise zustande kam. Die Steiri-
sche FPÖ hätte einen verbindlichen 
Volksentscheid begrüßt. Die Steier-
mark hätte gute Rahmenbedingun-
gen für die Spiele geboten.“

Aus für Olympia 2026
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STEIERMARK

Kunasek hätte Volksentscheid zu 
Olympia 2026 begrüßt.

FPÖ will wissen, ob es an Salzburgs Schulen zu Auswirkungen infolge des Ramadan bei Schülern kam.

LÄNDER-
SACHE
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tels einer 15a-Verein-
barung mit den Bun-
desländern, meldet 
„Österreich“. Nur die 
SPÖ-Chefs in Kärnten 
und dem Burgenland 
legen sich quer, weil 
es in ihren Ländern 
keine derartigen Vor-
fälle gebe. Vielleicht 
sollte der Vizekanz-
ler die beiden einmal 
nach Wien einladen?

Graz bleibt 
B e a m t e n h o c h -
burg, vermel-
det die „Kleine 
Zeitung“. Denn 
die rot-schwarze 
M a c h t k o n z e n t -
rationskoali t ion 
verweigert in der 
Beantwortung ei-
ner Anfrage der 
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AUFWECKER

Alfred Lobnik
alfred.lobnik@kleinezeitung.at

Freiheit trotz
Tatverdacht

Man kann es vertreten,
aberman kann kaumer-

warten,dassdieBevölkerung

in tosenden Applaus aus-
bricht: wenn in Graz drei
Terrorverdächtige enthaftet

werden, obwohl sie weiter

verdächtig sind und als ge-

fährlich gelten.
Vertreten muss es das un-

abhängige Gericht, das im
Einzelfall entschieden hat,

dass das Recht auf Freiheit

schwerer wiegt als die U-
Haft-Gründe. Freiheit ist in

Österreich zu Recht ein ho-

hes Rechtsgut. Und einein-

halb JahreU-Haft sind jaeine

wirklich lange Zeit.
Unter denen, die jetzt si-

cher nicht dieWelle machen

vor Begeisterung, sind die
Ermittler: Sie haben 14 Tera-

byte gespeichertes Material

beschlagnahmt. Das sind 14

Billiarden Byte. Die wertet

man nicht schnell einmal an

einemverlängertenWochen-

ende aus.
In zwei Monaten wollten

sie fertig sein und den Ab-

schlussbericht für eine et-

waigeAnklage erstatten.Das

wäre noch immer ein paar

Monate vor der gesetzlichen

Höchstdauer für die U-Haft

von zwei Jahren.

Nicht auszudenken, wenn
amEnde tatsächlicheine

Anklage steht, die Enthafte-

ten aber längst über alle Ber-

ge sind. Oder wenn der eine

oder andere ein weiteres
Verbrechen begeht. Wer
würde das noch verstehen?

Den Artikel zum Aufwecker
finden Sie auf Seite 18/19

NOCH

TAGE
BIS ZUM
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Der Sieger der Platzwahl
steht am Sonntag fest und
in Ihrer Kleinen Zeitung

Land lagert
keine Abteilung
in Regionen aus
Bund will Abteilungen aus Wien absiedeln,

um Regionen zu stärken. Die FPÖ fordert das

für Landesstellen, die allesamt in Graz sind –

blitzt aber bei Regierung und Verfassung ab.

FPÖ-Klubobmann Stefan

Hermann fühlt sich zu lapidar

abgefertigt: „Es ist bedauerlich,

dass die Landesregierung nicht

bereit ist, weitere öffentliche

Einrichtungen in peripher gele-

gene Gebiete auszulagern. Die

Landflucht ist ein zunehmen-

des Problem, demdas Land ent-

gegenwirken sollte.“ SPÖ und

ÖVPhätten zuletzt reihenweise

öffentliche Einrichtungen in

den Bezirken geschlossen:

„Umso wichtiger wäre es, diese

Zentralisierungswelle jetzt zu

kompensieren.“

Die Zahl der Steirer im Lan-

desverwaltungsdienst und der

Kages-Mitarbeiter, die in den

Bezirken arbeiten, ist aber auch

so schon beachtlich: Es sind

12.223 Beschäftigte an 219

Dienstorten außerhalb von

Graz, dazu kommen 39 Standor-

te im Bereich Erziehung und

Bildung. In Summe arbeiten 43

Prozent aller Landes- und Ka-

ges-Mitarbeiter außerhalb von

Graz. Das stelle Jobs und Inves-

titionen in Zentren in den Re-

gionen sicher, argumentiert die

Landesregierung.

eine Dekonzentration vom Re-

gierungs- und Landtagssitz

Graz unzulässig. Auch das Lan-

desverwaltungsgericht müsse

seinen Sitz in der Landeshaupt-

stadt haben. Nachgeordnete

Dienststellen wie Landesbe-

rufsschulen und andere kun-

denorientierte Institutionen

seien bereits in den Bezirken.

Auch Bezirkshauptmannschaf-

ten und Exposituren oder Au-

ßenstellen der in Graz sitzen-

den Agrarbezirksbehörde gebe

es in den Regionen, argumen-

tiert man im Bericht.

258
Dienstorte der Verwaltung, der
Kages und des Bildungsbe-
reichs sind außerhalb von Graz.

12.223
Landes- und Kages-Mitarbei-
ter arbeiten in den Regionen,
die anderen 57 Prozent in Graz.

PIBEREGG

Vier Wochen
aufgeräumt
Nach dem heftigen
Sturm vor vier Wochen
sind in Piberegg end-
lich die schwersten
Schäden beseitigt.
Große Gefahr war von
umgestürztenBäumen
ausgegangen. In Bä-
chen drohten Verklau-
sungen. Der Bärnba-
cher Ortsteil ist nun
nicht mehr Katastro-
phengebiet. FEUERWEHR

Persönliches Exemplar für AOM-Benutzer pafpoekirchner - (C) APA-DeFacto GmbH. Alle Rechte vorbehalten.

Dienstag, 10. Juli 2018   MF

ÖVP und FPÖ wollen ein Kopf-

tuchverbot in Kindergärten. 

Dazu brauchen sie die Länder.

Wien. Während ab Freitag 

über ein Kopftuchverbot in 

Kindergärten gestritten wird, 

denkt die Regierung bereits 

laut über eine ausweitung 

des umstrittenen Vorhabens 

nach. im ÖsteRReiCH-inter-

view am Wochenende ant-

wortete Bildungsminister 

Heinz Faßmann (ÖVP) auf 

eine entsprechende Frage: 

„Ja, das kann ich mir vorstel-

len.“ Jetzt legt FPÖ-Vizekanz-

ler Heinz-Christian strache 

– er will das Kopftuchverbot 

noch vor dem sommer 

durchbringen – in ÖsteR-

ReiCH nach.
„Die FPÖ hat sich in der 

Vergangenheit schon für ein 

Kopftuchverbot generell in 

öffentlichen schulen und im 

öffentlichen Dienst ausge-

sprochen“, so der blaue Par-

teichef (siehe Interview). Mit 

der ÖVP habe man sich aber 

bislang nur auf ein Verbot 

für Mädchen in Kindergar-

ten und Volksschule einigen 

können. nun will strache ei-

nen neuen Vorstoß auch bei 

lehrerinnen: „ich freue mich 

hier über jede ausweitung.“

Länder erkennen »kein 

dringendes Problem«

eingeführt werden soll vor-

erst einmal ein Kopftuchver-

bot für Mädchen im Kinder-

garten via 15a-Vereinbarung, 

also abmachung der Bundes-

länder. Die legen sich zum teil 

aber quer. so erkennt Kärn-

tens lH Peter Kaiser (sPÖ) ein 

„einfach zu durchschauen-

des ablenkungsmanöver“. 

Ähnlich Burgenlands Hans 

niessl (sP): es gebe keine Kin-

der mit Kopftüchern in den 

Kindergärten. Beide wün-

schen sich stattdessen ein 

gesamtpaket für integra-

tion. Die steirische landes-

rätin ursula lackner (sP) for-

dert ausbau der schulsozial-

arbeit.

Kopftuch- 
Vebot auch  
für Lehrerinnen

FPÖ-Vizekanzler begrüßt den Vorstoß

Strache: »Kann mir Verbot 

für Lehrerinnen vorstellen«
ÖSTERREICH: Sie brauchen die 

Länder für ein Kopftuchverbot, die 

SP scheint sich aber querzulegen.

HEInz-CHRISTIan STRaCHE: 

Wir wollen das Verbot in 

Kindergärten noch vor dem 

sommer umsetzen. in einem 

ersten schritt – im zweiten 

auch eines in Volksschulen. 

Jetzt treten wir einmal an 

die länder heran und dis-

kutieren das aus. ich glaube 

aber, dass die Bevölkerung 

es nicht verstehen würde, 

wenn das jemand torpediert. 

es geht hier darum, junge 

Mädchen zu schützen.

ÖSTERREICH: Die Länder argu-

mentieren, dass es kaum kleine 

Mädchen mit Kopftuch gebe.

STRaCHE: Das ist absurd. Je-

der Bürger, der mit offenen 

augen durch Wien und an-

dere städte läuft, sieht, dass 

das ein thema ist.

ÖSTERREICH: Bildungsminis-

ter Faßmann kann sich ein 

Verbot auch für Lehrerinnen 

Vizekanzler im Interview

neue Regel für Mädchen in Kindergärten

Streit um Verbot für Kinder: 

SP-Länder legen sich quer

ÖSTERREICH berichtete

Heinz Faßmann war im oe24.TV-

Talk für Verbotsausweitung.

vorstellen. Sie auch?

STRaCHE: Die FPÖ hat  

sich in der Vergangenheit 

schon für ein Kopftuch-

verbot generell in öffent-

lichen schulen und im 

 öffentlichen Dienst ausge-

sprochen. Das war mit der 

ÖVP bislang nicht mög-

lich. Jede ausweitung ist 

also sehr willkommen.

HC Strache

FPÖ-Chef

drängt auf
Verbot.
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Uber vor 
dem Aus

Taxi-Klage

Riesige Taxi-Demo in 

Wien gegen Uber im Juni.

Taxifunkzentrale 40100 klag-

te und bekam recht. Uber blitz-

te jetzt mit Berufung ab.

Wien. Nächster Pauken-

schlag in der Auseinanderset-

zung zwischen der Wiener 

Taxifunkzentrale 40100 und 

dem Fahrdienstvermittler 

Uber. Das Oberlandesgericht 

Wien bestätigte jetzt die Ende 

April 2018 erlassene Einst-

weilige Verfügung (EV) gegen 

Uber. Und der Oberste Ge-

richtshof (OGH) hat entschie-

den, dass in der Causa Gerich-

te in Österreich zuständig 

sind – und nicht in den Nie-

derlanden, wo Uber seinen 

Europasitz hat.

Einstweilige Verfügung 

gegen Fahrdienst erwirkt

Unrechtmäßig. Zur Erinne-

rung: Im April hatte das Wie-

ner Handelsgericht entschie-

den, dass Uber nur Fahrten 

vermitteln dürfe, wenn die 

Fahrer in ihrer Rolle als Miet-

wagenunternehmen immer 

von ihrer Firma aus wegfah-

ren. Wenn Uber-Fahrer von 

unterwegs aus Kunden auf-

nehmen, sei das unrecht-

mäßig. Daraufhin hatte Uber 

zwei Tage den Betrieb in Wien 

eingestellt, Änderungen am 

System gemacht und Be-

rufung gegen das Urteil einge-

legt. Diese wurde nun abge-

wiesen. „Der gewonnene Re-

kurs ist eine weitere Bestäti-

gung, dass Uber rechtswidrig 

gehandelt hat“, kommentiert 

Christian Holzhauser, Ge-

schäftsführer von Taxi 40100.

Uber drohen Strafen bis 

100.000 Euro pro Verstoß

Hohe Strafen. „Uber behaup-

tet zwar, sein System seit April 

2018 geändert zu haben. Je-

doch wurden vielfache Verstö-

ße gegen die EV bekannt“, sagt 

40100-Anwalt Dieter Heine zu 

ÖSTERREICH. Man habe Tests 

bei Mietwagenfahrern, die 

mit der Uber-App unterwegs 

sind, gemacht und bereits Dut-

zende Verstöße zur Anzeige 

gebracht. Werden diese vom 

Gericht als straffällig gewer-

tet, könnten die Strafen pro 

Fall auf bis zu 100.000 Euro 

 steigen, so Heine.
Wieder Rekurs? Gegen das 

neue Urteil kann Uber nur 

noch den Obersten Gerichts-

hof anrufen. Eine aufschie-

bende Wirkung hinsichtlich 

der EV hätte das nicht, erläu-

tert Jurist Heine. Eine Reakti-

on des Fahrdienstvermittlers 

stand bis Redaktionsschluss 

dieser Ausgabe noch aus.

Oberlandesgericht 

Wien bestätigt Urteil 

gegen Fahrdienst

40100-Chef Christian Holzhauser.

Persönliches Exemplar für AOM-Benutzer pafpoekirchner - (C) APA-DeFacto GmbH. Alle Rechte vorbehalten.
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„Ich bin bereit, ab morgen Grenz-
kontrollenamBrennerdurchzufüh-
ren“, erklärte Innenminister Mat-
teo Salvini. Italien könne davon
nur profitieren, denn es würden
mehr Personen nach Italien zu-
rückkehren als nach Österreich
kommen. Salvini ist jedes Mittel
recht, Einwanderung ins Land zu
stoppen. Flüchtlinge mit einem ne-
gativenAsylbescheidausÖsterreich
oder Deutschland würden zuletzt
verstärkt nach Italien zurückge-
schickt. Der Lega-Mann ist aller-
dings der einzige in der Regierung,
der die Grenzschließung am Bren-
ner positiv sieht. Premier Giuseppe
Conte und Außenminister Enzo
Moavero sind angesichts der einge-
schränkten Reisefreiheit im Schen-
genraum und der drohenden
Wirtschaftseinbußenbesorgt.Doch
Salvini kommtes gelegen, die Stim-
mung vor dem EU-Innenminister-
treffen in Innsbruck anzuheizen.

Salvini strotzt derzeit vor Selbst-
bewusstseinundscheintnachwievor
imWahlkampf zu sein. „Wir werden
Italien 30 Jahre lang regieren“, er-
klärteder45-jährigeMailänderkürz-
lichaufeinerParteiveranstaltungsei-
ner fremdenfeindlichen Lega in der
Lombardei. „Und das ohne Opposi-
tion“, legte Salvinis rechte Hand,
Staatssekretär Giancarlo Giorgetti,
nach. Hemdsärmelig, polternd und
dominanthatderBerufspolitikersei-
ne politischen Newcomer-Kollegen,
Arbeitsminister Luigi Di Maio und
Premier Contemit ihremmoderaten
Stil, in der kurzen Amtszeit bereits
in den Schatten gestellt. Er gibt me-
dial die Themen vor, sorgt für Zünd-
stoff und lässt auch in Brüssel die
Muskeln spielen. Obwohl die Lega
nur der Juniorpartner ist – Di Maios
Fünf-Sterne-Bewegung ist stärkste
Einzelpartei–,hatderLega-Manndie
Oberhand.

LegastärkstePartei
In den Umfragen liegt er vorne und
hat angeblich die Grillo-Bewegung
bereits überholt. Es vergeht kein
Tag, an dem Salvini nicht für Aufre-
gung sorgt: Hafenblockade, Kampf
gegen NGO-Schiffe, zuletzt forderte
ergareineBlockadevonSchiffen,die
in internationalen Einsätzen sind,
Roma-Volkszählung. Die nordita-
lienische Region Lombardei, die
seit 2013 von der Lega regiert
wird, startet als erste mit der um-
strittenen Zählung der Roma und
Sinti. In der Umgebung von Mai-
land sollen Roma-Siedlungen ge-
räumt werden. Salvini sorgte zuvor
mit seinem abschätzigen Sager
gegenüber Roma (mit italienischer
Staatsbürgerschaft), „diewiruns lei-
der behaltenmüssen“, für Aufruhr.

Der Einwand der „Fünf Sterne“,
dass diese Zählung gegen die italie-
nischeVerfassungverstößtundvie-
le Menschen an NS-Verfolgungen
erinnert, ging unter. Da wetterte
SalvinibereitswiedergegenFlücht-
linge und kündigte eine Verschär-
fung bei Asylanträgen an. Künftig
willerdieMöglichkeitderBerufung
bei Ablehnung der Asylanträge ab-
schaffen.ZuletztmachteerderPoli-
zeidasversprocheneWahlgeschenk
und stattet sie mit Elektroschock-
Pistolen aus. In speziellen Einhei-
ten in elf großen Städten sollen die
„Taser“ zum Einsatz kommen.
Bereits früher fiel Salvini mit ras-
sistischen Ideen auf – etwa als der
Mailänder 2009 forderte, dass es in
den U-Bahnen eigene Waggons für
Ausländer geben solle.

Zu Beginn vergangener Woche
bei einem Besuch einer Villa bei
Siena, die sich bis 2007 im Besitz

Ein Rassist außer Rand und Band
Italien. InnenministerderrechtenLegadominiertRegierungundMedien–erwill30JahreohneOppositionregieren
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einesMafia-Bossesbefandund spä-
ter vomStaat konfisziertwurde, in-
szenierte sichSalvini als der „besse-
re Mafia-Jäger“: „Der Kampf gegen
die Mafia ist eine Priorität für mich
und für die Regierung. Ich möchte
gerne als jemand in Erinnerung
bleiben, der mehr als jeder andere
Camorra, die Ndrangheta und die
Mafia bekämpft hat.“ Dann tauchte
Salvini inBadehoseindenPool.Me-
dienwirksam verlautbarte er: „Ich
bin nicht im Urlaub, ich bin hier,
um zu zeigen, dass der Staat besser
als dieMafia ist.“

Ein Teil der Bekämpfung der
Organisierten Kriminalität be-
steht für den italienischen
Staat im Beschlagnahmen
von Besitztümern wie

Restaurants, Häusern und Hotels.
Salvini fordertnun,dassdieImmobi-
lien schneller auch für andere Zwe-
cke verwendet werden können. Die
Lega steht jedoch selbst seit Jahren
imVisierderJustiz.AuchvonHinwei-
senaufGeldwäschefürdieMafiawar
dabei die Rede. Das Kassations-
gerichtinRomließ49MillionenEuro
aus den Parteikassen beschlagnah-
men – jene Summe, die die Partei
dem Staat nach dem Skandal um
veruntreuteParteigelderschuldet.In
der Korruptionsaffäre war Lega
Nord-Umberto Bossi zu über
zwei Jahren Haft auf Bewäh-

rung verurteiltworden.
Das Pool-Video teilt
Salvini natürlich kur-

ze Zeit später auf

Facebook und kommentiert: „Was
für ein Vergnügen, in dem konfis-
zierten Pool des Mafiabosses zu
schwimmen.“ Während Salvini in
der Toskana seine Pool-Show ab-
zog,stelltenArbeitsministerLuigiDi
Maio und Premier Giuseppe Conte
in Rom ein Maßnahmenpaket zur
Bekämpfung prekärer Jobsituatio-
nen vor. Dieses sieht unter ande-
rem Einschränkungen für befriste-
te Arbeitsverträge sowie höhere
Entschädigungen für ungerecht
entlassene Mitarbeiter vor. Außer-
demwird Italien als erstes EU-Land
die Werbung für Glücksspiele ver-
bieten. „Wir sagen Schluss zurWer-
bung für Glücksspiele, die viele
Familien in den Ruin treiben“, er-
klärte Fünf Sterne-Chef Di Maio.
Der 31-jährige Neapolitaner be-
müht sich, die Aufmerksamkeit
wieder mehr auf sein Stecken-
pferd, die Einführung einer Min-
destsicherung, zu lenken.

Unmutbei „Sternen“wächst
ImlinkenFlügelderFünfSterne,der
stets gegen eine Koalition mit der
rechtsextremen Lega eintrat,
wächst der Unmut angesichts der
Übermacht der Lega. Abgeord-
netenkammer-Präsident Roberto
Fico zeigte sich bei einem Besuch
in einem Aufnahmezentrum im si-
zilianischen Pozzallo solidarisch
mit Flüchtlingen. „Ich würde die
Häfen nicht schließen. Die Einwan-
derung muss man mit Intelligenz
und Herz handhaben“, sagte der
Fünf Sterne-Vertreter.

„Wir sind Geiseln in den Hän-
den Salvinis“, kritisieren Fünf-Ster-
ne-Aktivisten auf der Webseite der
Bewegung. Prominente Mitglieder
haben die Partei bereits verlassen.
„Ich bin die Enkelin eines Partisa-
nen, der das Mussolini-Regime in
Italien bekämpft hat. Ich bleibe
nicht in einer Gruppierung, die
eine rechtsextreme Regierung
unterstützt“, betonte Carlotta Tre-
visan, Stadträtin aus dem Piemont.
Der Journalist Gad Lerner sieht in
Salvinis Art der Politik klare Wur-
zelnimFaschismus:„SeineRhetorik
mit dem Motto ,Italiener zuerst’ ist
altbekannt. Schon früher gab es
einen proletarischen Patriotis-
mus, der schließlich zum Fa-
schismus führte.“ Salvini scheut
sich nicht, auch die „guten Dinge
Mussolinis“ hervorzuheben,wie
etwa die „Einführung des Pen-
sionssystems“.

Salvini negiert demokrati-
sche Grundprinzipien wie je-
nes der Anti-Diskriminierung,
analysiert der frühere Vize-
Außenminister Mario Giro. „Er
hat für alles eine simple Lösung,
nämlich das ‚Prinzip des Aus-
grenzens‘. Er will ein rassistisches,
geschlossenes Land, einen Kampf
der Kulturen, wo nur die Herkunft
zählt“, so Giro. Beim Kampf um
Wählerstimmen kennt Salvini
ohnehin keine Berührungsängste
mit dem faschistischen Rand. Im
Wahlkampf ging er ein Bündnismit
Giorgia Meloni von der Fratelli
d’Italia-Bewegung ein, die aus der
postfaschistischen Alleanza Nazio-
nale entstand.

In der aktuellen Ausgabe des
Rolling-Stone-Magazins protestier-
ten italienische Musiker, Schau-
spieler undRegisseure gegen Salvi-
nis kaltherzige Abschottungspoli-
tik.InderPetition„Wirsindnichtmit
Salvinieinverstanden“–sodasMotto
der Kampagne – forderten sie, sich
um die wahren Probleme des Lan-
des wie Korruption und Arbeitslo-
sigkeit zu kümmern. Die Aktion
erntete Applaus der oppositionellen
DemokratischenPartei.AP
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Die Lega ist
nur Junior-
partner in der
Koalition, der
Fünf-Sterne-
Bewegung ge-
fällt Salvinis
Tun gar nicht

Ein Bad für die Presse – Salvini hat die Themenhoheit in der italienischen Regierung, die tägliche Aufregung ist sein Geschäft

Persönliches Exemplar für AOM-Benutzer pafpoekirchner - (C) APA-DeFacto GmbH. Alle Rechte vorbehalten.

GEZWITSCHER

FPÖ die Absiedelung von Lan-
deseinrichtungen aus Graz. 

FPÖ-Klubobmann Ste-
fan Hermann bedauert, 
dass Rot-Schwarz an der 
Aufwertung des länd-
lichen Raums und dem 
Stopp der „Landflucht“ 
nicht interessiert ist.

Vizekanzler HC Stra-
che will das Kopftuch-
verbot in Kindergärten 
auf Schiene bringen, mit-

FPÖ IN DEN MEDIEN

Gnadenlos hält der „Kurier“ 
an der „Willkomenspolitik“ 

fest und geißelt die Wende in 
der Asylpolitik als das Werk von 
„Rassisten“ und „Hetzern“.

Weil Italiens Innenminister Mat-
teo Salvini das tut, wofür ihn die 
Italiener gewählt haben, nämlich 
die illegale Einwanderung einzu-
dämmen, zieht er sich den Gutmen-
schenzorn des „Kurier“ zu.

Allein gegen Italien
„Matteo Salvini: Ein Rassist au-

ßer Rand und Band“, schlagzeil-
te das Blatt, das anscheinend den 
„Falter“ links überholen will, ver-
gangenen Montag. Denn Salvi-
ni wage es, jedes rechtliche Mit-
tel auszuschöpfen, um die illegale 
Einwanderung zu stoppen.

Chefredakteur Helmut Brand-
stätter erklärt das so: „Ein Rassist 
wie Salvini muss auch so genannt 
werden, seine Methoden müssen in 
Europa, wo so viel von ,unseren‘ 
Werten gesprochen wird, verurteilt 
werden.“

Damit dürfte er aber bei den Ita-
liern nicht gut ankommen. Einer 
jüngsten Umfrage zufolge halten 

Der „Kurier“ heißt Italiens
Innenminister einen „Rassisten“
Nach der FPÖ hat der „Kurier“ jetzt auch die Lega Nord im Visier

72 Prozent der Italiener die kom-
promisslose Linie Salvinis in der 
Ausländerpolitik für richtig.

Heute, knapp vier Monate nach 
der Wahl, würden Umfragen zufol-
ge nicht mehr 17,6 sondern bereits 
rund 30 Prozent der Italiener der 
Lega Nord und damit Salvini ihre 
Stimme geben. Aber interessiert 
der Wählerwille den „Kurier“?
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Nach Jahren des rot-schwarzen 
Stillstands rollt jetzt der türkis-blaue 
Reformzug. Im Sinne der Integrati-
on wird jetzt auch das Symbol des-
politischen Islam verboten.

GEFÄLLT MIR

Das nächste freiheitliche Wahlver-
sprechen findet seine Umsetzung.

HC Strache
09.07.2018

3.302 Personen gefällt das.

Der „Kurier“ wirbt für gute nachbarschaftliche Beziehungen...

Gestern fiel eine ganze Horde 
Trolle über mich her, die mir 
vorwarf, ich hätte keinen Humor, 
weil ich die Causa #Pflasterstein 
partout nicht lustig fand. Heute 
ermittelt die Staatsanwaltschaft. 
Die hat offensichtlich auch nicht 
mehr Humor als ich. #Grablicht

interessant in dem zusammen-
hang ist, dass auf @derStandard.
at sogar schon postings zur akti-
on #pflasterstein und #grablicht 
gelöscht, also zensuriert werden. 
megapeinlich

Angelika Prestros
@APrestros

gedankendelikt
@gedanken_delikt

09.07.18 05:37

07.07.18 01:07

Den makabren "Humor" der Ge-
nossen fanden nur wenige lustig.

Ja, so friedlich, wie die Antifa in 
den Medien dargestellt wird, so ge-
bärdet sie sich in der Realität nicht.

WHATSAPP
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HC Strache (2.v.r.) und Mario Kunasek (l.) nahmen den symbolischen 
Spatenstich für das neue Leistungszentrum in Eisenerz vor.

Erich Königsberger (Bildmitte) und Christian Hafenecker (2.v.r. ste-
hend) applaudierten den spendablen Motorradfahrern.

Auch heuer war die Traiskirchner 
FPÖ mit einer großen Abordnung 
bei der Eröffnung des bereits 49. 
Traiskirchner Weinfestes dabei. 
Der Einladung der Ortsgruppe folg-
te auch Nationalratsabgeordneter 
Peter Gerstner. 

„Das Traiskirchner Weinfest hat 
Tradition in unserer Stadt und wird 
von der Bevölkerung angenom-

men, wie der alljährliche Besuch 
zeigt. Ich wünsche den Weinhauern 
und Betrieben gutes Gelingen und 
der Besuchern gute Unterhaltung“, 
erklärte Klubobmann Reinhard 
Langthaler. Stadtparteiobmann An-
ton Lojowski schloss sich dem an 
und warb um rege Teilnahme, denn 
schließlich würden die Besucher 
auch kulinarisch verwöhnt.

Abgeordneter Peter Gerster (Bildmitte) mit Weinkönigin Julia I. und 
den Gastgebern der FPÖ Traiskirchen.

Neues Ausbildungszentrum 
für nordischen Nachwuchs

Motorrad-Sternfahrt für 
einen guten Zweck

49. Traiskirchner Weinfest 
mit reger FPÖ-Teilnahme

Vizekanzler und Sportminister 
HC Strache und Verteidigungs-
minister Mario Kunasek setzten 
den Spatenstich für das neue Nor-
dische Ausbildungszentrum  im 
steirischen Eisenerz (NAZ). Das 
Sportministerium wird mit 1,7 Mil-
lionen Euro die Neuerrichtung der 
Unterbringung für die 60 Schüler, 
den Schießkanal, Kleinsporthalle, 

Im Zuge ihres Sommerfestes ver-
anstaltete die FPÖ Herzogenburg 
eine Benefiz-Ausfahrt, an der mehr 
als 100 Motorradfahrer teilnahmen. 
Statt einem Nenngeld wurde um 
freiwillige Spenden für den Verein 
„Licht für Kinder‘ gebeten. Damit 
konnten über 1.500 Euro gesam-
melt werden. „Diese hervorragende 
Veranstaltung zeigt einmal mehr 

Krafttrainingsraum und Gymnas-
tikraum sicherstellen.

„Karriere mit Lehre/Matura und 
Spitzensport“ – diesem Credo ist 
man in Eisenerz seit 36 Jahren 
verpflichtet und wurde so eine der 
wichtigsten Kaderschmieden für 
den nordischen Sport in Österreich. 
31 Medaillen bei Olympia und 
Weltmeisterschaften belegen das.

das große Herz der Freiheitlichen, 
wenn es darum geht, Menschen 
in Not zu helfen“ zeigten sich 
FPÖ-Landtagsabgeordneter Erich 
Königsberger und FPÖ-Generalse-
kretär Christian Hafenecker begeis-
tert. „Licht für Kinder“ ist ein ge-
meinnütziger Verein, der kranken, 
behinderten und benachteiligten 
Kindern Wünsche erfüllt.
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Ende Juni trafen sich die Absolventen der Jungen Akademie aus allen 
Bundesländern zu einem Outdoor-Teambuilding-Seminar in Gosau.

Auf dem Programm standen unter anderem Wildwasser-Rafting, eine 
Mountainbike-Tour und Canyoning – Herausforderungen, die alle Teilnehmer 
bravourös meisterten. 

„Schön war zu sehen, wie sich die jungen Menschen gegenseitig halfen, 
Hindernisse zu überwinden und sich in schwierigen Situationen aufeinander 
verlassen konnten. Unsere gemeinsamen Aktivitäten sollen nicht nur die 
Persönlichkeit und den Charakter des Einzelnen stärken, sondern auch die 
Fähigkeit gemeinsam an Lösungen zu arbeiten und schwierige Situationen in 
vertrauensvoller Zusammenarbeit zu meistern. Genau das zeichnet unsere 
Jungpolitiker aus“, so Lehrgangsleiter Dietmar Heuritsch.

Mit dem Ausbildungsprogramm der Jungen Akademie bereitet das Freiheitliche 
Bildungsinstitut Nachwuchskräfte der FPÖ aus ganz Österreich im Rahmen 
einer mehrsemestrigen Ausbildung auf künftige Aufgabenbereiche in den 
Ortsgruppen, Gemeinderäten, Landtagen, Ministerbüros und im Nationalrat  
bestmöglich vor. Neben der fachlichen Ausbildung wird ein Schwerpunkt auf 
Teambuilding, Zusammenhalt und Kontakt- und Freundschaftspflege gelegt. 

Freiheitliches Bildungsinstitut AKTUELL

Outdoor-Seminar der Jungen Akademie 
… und die Fähigkeit gemeinsam an Lösungen zu arbeiten 
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